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Ohnedies nur alle fünf Jahre gibt es für alle KollegInnen 
die Möglichkeit unser Berufsparlament neu zu wählen. 

Auch wenn einige KollegInnen meinen, dass es ganz egal 
ist wer dort sitzt, so meine ich, es macht doch einen Unter-
schied.
 Wenn mich derzeit Teile der Bilanzbuchhalter mit einer in 
unserer Kammer noch nie da gewesenen Polemik angreifen, 
dann beweist das nur, dass und wie sehr ich mich für die 
Befugnisse der Steuerberater einsetze und aus Gründen der 
Fairness verhindern möchte, dass es zu einem Parallelberuf 
kommt. Ich vertraue darauf, dass ein großer Teil der Bi-
lanzbuchhalter ohnedies versteht, dass es fair ist, dass man 
eine anspruchsvolle Steuerberaterprüfung machen muss, um 
steuerlich vertreten zu dürfen.
 Im Rahmen der gestuften Befugnisse sind die Bilanzbuch-
halter dessen ungeachtet selbstverständlich bestmöglich zu 
servicieren. Viele Kooperationen mit 
Steuerberatern klappen auch gut. 
Aber ich trete entschieden gegen eine 
Befugniserweiterung für Bilanzbuch-
halter ein! Unabhängig davon, ob 
diese Bilanzbuchhalter in der WKO, 
KWT oder sonst wo geregelt sind!

Übrigens: Seit 1995 bis heute ist 
der Umsatz unserer Kollegenschaft 
im Durchschnitt Jahr für Jahr im-
merhin um real mehr als zwei Pro-
zent gewachsen. Wir werden im 
Wirtschaftsleben und auch  in der 
Politik mit unserer Expertise durch-
aus gehört, auch wenn – meist gerade 
vor Wahlen – immer mehr gefordert 
wird. 

Eine unglaublich hohe Rücklaufquote brachte auch die 
jüngste Umfrage innerhalb unserer Branche: An dieser Stelle 
nochmals ein Dankeschön an die 700 Kollegen und Kolle-
ginnen, die sich dafür Zeit genommen haben. Bei der über-
raschend optimistischen Einschätzung der Umsatzerwartung 
gehen nur 18 Prozent der Berufsangehörigen von einem 
Rückgang aus,  27 Prozent erwarten keine Veränderung. 
Ein Wachstum erwarten 57 Prozent! Ähnlich positiv ist die 
Einschätzung im Personalbereich: 23 Prozent beabsichtigen 
Personal einzustellen, nur 5 Prozent wollen Personal abbau-
en. Wenn sich diese Einschätzungen am Ende des Jahres als 

richtig erweisen, kann die Performance und die Entwicklung 
unseres Berufsstandes in der Krise als sehr gut bezeichnet 
werden. Weniger optimistisch sind dafür die Einschätzungen 
in anderen Bereichen. Nur 28 Prozent sind der Meinung, 
dass sich die wirtschaftliche Lage ihrer Klienten verbessert 
hat. Die Einschätzung der Klientenerwartungen an die Wirt-
schaftsentwicklung kann als vorsichtig und abwartend opti-
mistisch bezeichnet werden. Ganz eindeutig sind 90 Prozent 
aller Befragten der Meinung, dass sich die Situation bei der 
Kreditvergabe durch Banken nicht verbessert hat. Alle de-
taillierten Ergebnisse finden Sie im Internet unter www.kwt.
or.at.

Mit der Finanzverwaltung haben wir trotz vieler Inte-
ressensgegensätze kultivierte Begegnungen. Im Kon-

taktkomitee reden wir mit den Kollegen aus der Finanz auf 
Augenhöhe. Wir wissen, dass nicht 
immer alles nach unserem Willen ge-
hen kann, so ärgern mich natürlich 
auch die überbordenden Nachbe-
scheidkontrollen, spürbare Zielver-
einbarungen der Betriebsprüfer oder 
die nicht mehr verkraftbare Flut an 
neuen Gesetzen. Aus diesen Grün-
den werden wir im Steuerfachsenat 
2010 den Fokus vor allem auf Ver-
einfachungsvorschläge legen.

 Als aktueller Präsident des Bun-
deskomitees der freien Berufe ist es 
mir mit Sicherheit auch ein Anliegen 
die freien Berufe hochzuhalten.

 Als ÖGWT haben wir uns in 
den vergangenen fünf Jahren für zahlreiche Seminaraktivi-
täten engagiert – es seien nur kurz das Oberlaa-Seminar, die 
Fachtagungen in Fuschl, das Steuer-Update sowie das WP-
Update und der ÖGWT-Expertenpool genannt. Bilanzie-
rungschecklisten, der Leitfaden Steuer & SV, sowie „persal-
do“ ergänzen unser Service für Sie. Ich bin stolz, dass unsere 
Fraktion nicht nur vor den Kammerwahlen aktiv ist.

 Ich ersuche Sie, sehr geehrte Frau Kollegin und Sie, sehr 
geehrter Herr Kollege anlässlich der bevorstehenden Kam-
merwahl um Ihr Vertrauen, sodass ich mich weiterhin um 
die Interessen unseres Berufsstandes einsetzen kann. Danke 
dafür!� n
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Informationen aus erster Hand:
 Freiberufler tragen große 
 Verantwortung. Wir unterstützen
 Sie als starker Partner.

Ob Vorsorge, Veranlagung, Finanzierung oder Konto-
führung – Erste Bank und Sparkassen bieten die 
besten Lösungen für Freiberufler. 

Was immer Sie beruflich oder privat vorhaben – es ist 
beruhigend, einen starken Finanzpartner an der Seite 
zu haben. Immer mehr Angehörige der Freien Berufe 
schenken Erste Bank und Sparkassen ihr Vertrauen 
und nützen unsere speziellen Angebote.

Unsere Kundenbetreuer für Freie Berufe sind um- 
fassend ausgebildete Finanzberater – so genießen 
Sie neben erstklassiger Betreuung auch bedürfnis-
orientierte Beratung.

Jetzt Finanz Check vereinbaren!
Für die optimale Betreuung bieten Ihnen die Erste Bank 
und Sparkassen den „Finanz Check für Freie Berufe“ 
an. In einem persönlichen Gespräch analysiert Ihr 
Kundenbetreuer Ihre individuelle Lebens- und 
Finanzsituation. 

Dann erstellt er gemeinsam mit Ihnen die besten  
Lösungen für Ihre betrieblichen und privaten Wünsche. 
Diese können beispielsweise sein:

– die Finanzierung von Betriebsmitteln
– die Führung eines betrieblichen Kontos
–  die Absicherung von Risiken wie Unfall,  

Haftpflicht oder Krankheit
–  der Bau eines Eigenheims oder  

der Kauf einer Eigentumswohnung
– die Vorsorge für Ihre private Zukunft

Möchten auch Sie die Beratungskompetenz der 
Erste Bank und Sparkassen nützen? Vereinbaren Sie 
jetzt einen Gesprächstermin für den kostenlosen  
„Finanz Check für Freie Berufe“! Sie erreichen uns 
unter 05 0100 - 50500.

Und wenn Sie mit uns zufrieden sind, empfehlen 
Sie uns bitte weiter – es lohnt sich!
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Die Rubrik Servicenetzwerk im Innenteil der neu-
en, Ihnen vorliegenden Ausgabe von persaldo 

widmet sich dieses Mal der jungen ÖGWT und deren 
zahlreichen Aktivitäten, was mich ganz besonders freut. 
Die junge ÖGWT steht in besonderem Maße für die 
Zukunft unserer Branche. Dass sich ein Engagement für 
eine aussichtsreiche Zukunft unseres Berufsstandes nicht 
nur auf Vorwahlzeiten beschränken darf, werde ich nicht 
müde, zu betonen. 

In diesem Sinne haben wir uns bemüht, Ihnen einen ge-
wohnt serviceorientierten und interessanten Überblick 
über viele branchenrelevante Neuerungen zu liefern. Den 
Beginn macht Klaus Wiedermann mit seinem Überblick 
über die Praxis der besten Rechtsformen. Lesen Sie seine 
ausführliche Schwerpunkt-Geschichte ab Seite 10. 

In seiner Bilanz (Seite 29) spricht der Steuersenats-Vorsit-
zende und ÖGWT-Kollege Karl E. Bruckner etwas an, was 
auch mir und vielen anderen am Herzen liegt: Die Verein-
fachung der Steuergesetze. Insofern ist es nur logisch und 
wünschenswert, dass der Fachsenat das Jahr 2010 zum Jahr 
der Steuervereinfachung proklamiert!

Unsere ÖGWT-Experten aus den einzelnen Sparten (WP, 
BIBU und Berufsanwärter) haben sich wieder mit wich-
tigen Themen beschäftigt. Herbert Houf mit dem heiklen 
Thema des angemessenen Versicherungsschutzes für Prü-
fungsbetriebe (Seite 27), Regina Karner mit den Neue-
rungen der Zusammenfassenden Meldung (Seite 24) und 
Katharina Drexler mit der aufreibenden Vorbereitung auf 
die Steuerberater-Prüfung (Seite 26). Bei den Softskills geht 
es in dieser Ausgabe um das wichtige Thema Wirtschafts-
mediation, die mittlerweile auch aus unserer Branche als 
sinnvolles Instrument nicht mehr wegzudenken ist. 

Bleibt mir noch, Sie auch an dieser Stelle um Ihre Un-
terstützung zu bitten, damit ich Sie und Ihre Interessen 
weiter vertreten darf! Eine gute Lektüre!

Herzlichst,
Ihr Klaus Hübner
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Wieder ÖGWT!
Liebe Kolleginnen und Kollegen!

51/2010

seminaroberlaa
17. und 18. März 2010

Wir informieren Sie und schulen Ihre MitarbeiterInnen!
Sie erhalten eine Intensiv-Schulung über alle in der Praxis wichtigen  
Steuerfragen und dazu das „Arbeitsbuch Oberlaa 2010“, ein viele  
Jahre nützliches Nachschlagewerk mit zahlreichen Übersichten. 

Für das Tagesseminar stehen zwei Termine mit identischem Programm  
zur Auswahl. Kommen Sie wahlweise an einem der beiden Tage:
Mittwoch 17. März oder Donnerstag 18. März 2010
jeweils 8.30–16.15 Uhr

Austria Center Vienna, Saal „Oberlaa“
1220 Wien, Bruno-Kreisky-Platz 1
Der Seminar-Ort ist mit der U1 bestens erreichbar und  
verfügt über einen großen, modernen und komfortablen Saal.

  Bilanzierung und Steuererklärungen 2009
  Aktuelle Fragen für die steuerliche Beratung 2010
  Steuerreform, Erlässe, Rechtssprechung, Tabellen und Übersichten

Gabriele Hackl, Günther Hackl, Waltraud Mäder-Jaksch,
Eberhard Wobisch, Hanno Wobisch

Mag. Michaela Kern
Telefon: (01) 713 94 77, E-mail: m.kern@eco-consult.co.at

TERMIN:

ORT:

PROGRAMM:

REFERENT/INNEN:

INFORMATIONEN:

Oberlaa_10_Ins.PS_210x280.indd   1 10.12.2009   9:58:10 Uhr



Alles Gute!
Kollegen. Die ÖGWT gratuliert 
sehr herzlich!

Geburtstage
Johann Vlasich – 60 Jahre. Der Bur-
genländer feierte am 20. Jänner seinen 60er. 
Die ÖGWT unterstützt er mit Engagement 
im Vorstand.  Fit hält ihn das Bergwandern. 
Seine Freizeit verbringt er gerne mit Freun-
den bei einem guten Glas Blaufränkischen. 
Die ÖGWT gratuliert sehr herzlich. 

Christa Haiden – 55 Jahre. Die Nie-
derösterreicherin feierte am 18. Jänner ihren 
55. Geburtstag. Ihre Freizeit verbringt sie 
mit Wandern, Schifahren und Schwimmen. 
Kraft tankt sie in ihrem Kräutergarten und 
bei der Familie. Die ÖGWT gratuliert!

Willi Hofbauer – 55 Jahre. Für den 
Oberösterreicher stand am 3. Dezember 
der 55er an. Er unternimmt gerne Reisen 
in sonnige Länder und Bergwanderungen. 
Erholung findet er auch in der Familie. Die 
ÖGWT wünscht alles Gute. 

Silvia Musial – 50 Jahre. Die Linzerin 
feierte am 3. Februar ihren 50er. Ihr Beruf 
ist ihr Hobby. Sonst genießt sie ihren 
Garten und unternimmt Fernreisen in den 
Süden. Die ÖGWT wünscht alles Gute. 

Herbert Stadler – 50 Jahre. Auch 
der Oberösterreicher begeht am 26. Februar 
seinen 50. Geburtstag. Seine Energie wid-
met er dem Aufbau seiner 2005 gegründeten 
Kanzlei. Ausgleich findet er bei seiner Fami-
lie und beim Sport. Die ÖGWT gratuliert!

Silvia Krassnitzer – 50 Jahre. Auch 
die Salzburgerin feierte am 10. Jänner ihren 
50er. Seit 20 Jahren ist sie Steuerberaterin 
mit Leib und Seele. Ihre Freizeit verbringt 
sie mit der Familie und mit Freunden, beim 
Tauchen, Schifahren oder beim Tennis. Die 
ÖGWT gratuliert sehr herzlich. 

Werner Lafer – 45 Jahre. Kollege 
Lafer aus Gleisdorf feierte am 29. Jänner 
seinen 45. Geburtstag. Ausgleich und Kraft 
für berufliche Herausforderungen findet er 
beim Radfahren, Wintersport, Schwimmen 
und beim Walken. Die ÖGWT wünscht 
alles Gute.

Herzlichen Glückwunsch
Kollegen. Die ÖGWT gratuliert zum Berufsjubiläum!

Neuigkeiten und aktuelle meldungen aus der finanzwelt
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Die GmbH als 
Rechtsform   
Praxis. Die ÖGWT-Fachtagung in Fuschl 
zum Praxis-Thema GmbH

Alle Rechtsgebiete zum Thema Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung werden bei der Fuschler ÖGWT-Fachtagung im 

Hotel Jagdhof vom 17. bis 18. Juni 2010 behandelt. Wie oft 
hören Sie Ihre Klienten sagen: Ich überlege eine GesmbH zu 
gründen. Ist die Rechtsform der GmbH die richtige für mich? 
Der Beratungsbedarf in diesem Bereich ist unverändert hoch. 
Einen Vorgeschmack auf die Tagung finden Sie in der nächsten 
Ausgabe der persaldo, wo die Coverstory und der Arbeitsbehelf 
das Thema GmbH behandeln. 

Merken Sie sich diesen Termin vor. Es lohnt sich! Weitere In-
formationen erhalten Sie bei Sabine Kosterski, Tel. 0664/12 77 
955 oder per E-Mail sabine.kosterski@scriba.at. Die detaillierte 
Einladung finden Sie demnächst auf unserer Homepage. Die 
ÖGWT lädt alle Berufskolleginnen und -kollegen herzlich ein!

 

Noch ein Vorteil 
ServiceCard. Firmenmitglied-
schaft schon überlegt?

Sie haben in Ihrer Firma mindestens 
fünf Kolleginnen und Kollegen, die 

die Vorteile der ÖGWT-Mitgliedschaft 
in Anspruch nehmen möchten, dann mel-
den Sie doch gleich Ihre Firma als Mitglied bei der ÖGWT 
an und sparen auf diese Weise bis Euro 90,– jährlich. Die Firmenmitgliedschaft 
beinhaltet die Vorteile für die Mitgliedschaft für fünf Personen und sie investieren 
nur Euro 360,–.

Die Preise für die ÖGWT-Mitgliedschaft: Wirtschaftsprüfer und Steuerberater 
Euro 90,–, Bilanzbuchhalter Euro 60,– und für Berufsanwärter 0,– für die ersten 
drei Jahre nach KWT-Anmeldung und danach 30,– .

 Zur Mitgliedschaft erhalten unsere Mitglieder kostenlos die Servicecard, mit 
der Sie zahlreiche Vorteile in Anspruch nehmen können. Wenn Sie mehr über die 
ÖGWT-Mitgliedschaft erfahren wollen, schauen Sie auf unserer Homepage unter 
www.oegwt.at vorbei oder rufen unsere Generalsekretärin Mag. Sabine Kosterski 
unter 0664/12 77 955 an. 
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Hochwertige 
Jahresabschlüsse
Unterlagen Mit dem Arbeitsbe-
helf Bilanzierung erhalten Sie die 
Garantie für hohe Qualität bei der 
Erstellung von Jahresabschlüssen. 

Ein gutes Instrument für die Erstellung qua-
litativ hochwertiger Jahresabschlüsse stellt 

der Arbeitsbehelf Bilanzierung dar. Die ÖGWT 
schickt allen Mitgliedern zu Jahresbeginn den 
Arbeitsbehelf Bilanzierung Checkliste 2010 zur 

Erstellung der Bilanz, G&V und der Mehr-Weniger-Rechnung zu. 
Routinefehler haben dabei keine Chance. Die Checkliste wird jährlich 
von Experten überarbeitet und berücksichtigt alle aktuellen gesetz-
lichen Vorschriften für die Jahresabschlussarbeiten. So kann gewähr-
leistet werden, dass die Abschlussarbeiten auf qualitativ hochwertigem 
Niveau bleiben. 

ÖGWT Mitglieder können weitere Checklisten zum Preis von 
EUR 4,– netto im ÖGWT-Sekretariat (Tel. 01/315 45 45 oder per 
E-Mail service@oegwt.at) ordern. 

ARBEITSBEHELF
BILANZIERUNG 
CHECKLISTE 2010
ZUR ERSTELLUNG DER
® BILANZ
® GUV
® MEHR-WENIGER-RECHNUNG

6. Auflage

Früh-
bucher-
bonus 

bis 17. Mai 2010

10%

Einfach und schnell informiert
Tipp. Im ÖGWT-Leitfaden finden Sie die wichtigsten Daten 
aus dem Bereich des Steuerrechts und der Sozialver-
sicherung für das Jahr 2010

Haben Sie schon alle neuen Werte und Normen des 
neuen Jahres 2010 im Kopf? Wie hoch ist die neue 

Geringfügigkeitsgrenze? Welche Absetzbeträge und Frei-
beträge gelten 2010? Wie hoch ist der FBiG und welche 
Voraussetzungen sind zu berücksichtigen? Wie hoch ist der 
Höchstbeitrag in der GSVG 2010? Informieren Sie sich 
einfach und schnell mit dem ÖGWT-Leitfaden. Ein prak-
tisches, unverzichtbares Werkzeug für die Beratung.

Ein übersichtliches Inhaltsverzeichnis führt durch 
den Leitfaden, im ersten Teil die Steuern, im zweiten die 
Sozialversicherung, und im dritten Teil ein Auszug aus 
der Betriebswirtschaft zum Thema Rating und im letzten 

Teil die Kontakt-
information zur 
Sozialversicherung, 
zum BMF, zum 
UFS und zu den Finanzämtern. Unser besonderer Dank gilt 
den Kollegen Hubert Fuchs und Stefan Steiger und dem 
Betriebswirt Lukas Höbarth, die das Werk ermöglichten.   

Ihr persönliches Exemplar ÖGWT-Leitfaden 2010 liegt 
dieser Ausgabe persaldo 1/10 bei. Weitere können Sie im Se-
kretariat unter Tel. 01/315 45 45 oder über die Homepage 
unter www.oegwt.at zum Preis von EUR 7–, (für ÖGWT 
Mitglieder EUR 4,–) + Versandspesen erwerben. 

Josef Niederberger – 40-jäh-
riges Berufsjubiläum. Für Josef 

Niederberger stand 
am 10. Dezember 
2009 das 40-jährige 
Berufsjubiläum an. Er 
hat 1970 seine Kanzlei 
in Lofer gegründet 
und ist seit August Se-

niorpartner. Seine Kraft für den Beruf 
holt er sich beim Bergsteigen, Laufen 
und Biken. Die ÖGWT wünscht alles 
Gute.  

Karl Hess – 35-jähriges 
Berufsjubiläum. Der Salzburger 

feierte am 4. Februar 
2010 sein 35-jähriges 
Berufsjubiläum. 
Seine Passion ist das 
Schachspiel. Sportlich 
fit hält er sich mit 
Skitouren, Wandern 

und am Wochenende halten ihn seine 
beiden Enkeltöchter Annica und Lisa 
auf Trapp. Die ÖGWT wünscht alles 
Gute. 

Karl Grün – 30-jähriges 
Berufsjubiläum. Der  Kärntner 

aus St. Veit/Glan 
begeht am 12. Februar 
2010 sein 30-jähriges 
Berufsjubiläum. 
Ausgleich zum Beruf 
findet er beim Sport 
(Skifahren und Ski-

touren, Walken, Biken und Schwim-
men), bei der Jagd, seiner Familie und 
auf Reisen. Die ÖGWT gratuliert sehr 
herzlich. 

Michael Jobst – 30-jähriges 
Berufsjubiläum. Der Eisenstäd-

ter feierte am 12. 
Dezember 2009 sein 
30-jähriges Berufsju-
biläum. Seine Freizeit 
verbringt er gerne in 
Konzerten, bei Reisen, 
mit Spaziergängen 

mit seinem Hund und bei gutem Essen 
und Wein. Die ÖGWT gratuliert sehr 
herzlich.
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Es ist nicht leicht, einen Termin bei 
Hans-Georg Kramer zu bekom-

men. „Wie viele Minuten brauchen Sie 
für eine Biografie“, fragt seine Sekre-
tärin. Er habe wenig Zeit, vielleicht in 
zwei Wochen, im Finanzministerium 
sei Hochbetrieb, Sitzungen, Reisen, 
nächste Woche ist er in Brüssel und – 
ja leider – es kann immer wieder passie-
ren, dass beim Herrn Generalsekretär 
etwas dazwischen kommt. Doch dann 
ist es geschafft. Hans-Georg Kramer 
sitzt in seinem Büro im sechsten Stock 
in der Hinteren Zollamtstraße mit 
Blick aufs Riesenrad. Draußen ist es 
kalt und grau, der Generalsekretär ist 
gut gelaunt. „Was wollen Sie wissen“, 
fragt er im weichen Kärntner Akzent 
und beginnt die Stationen seiner Karriere zu erzählen.

Die Geschichte beginnt in Wolfsberg, wo er 1973 gebo-
ren wird und aufwächst. Begeisterter Schüler war er nie, Spaß 
machte ihm nur das Schultheater, das Singen im Chor und – 
als er älter wurde – die Arbeit im Notarztwagen der Rettung. 
Als es dann um die Berufsentscheidung ging, inskribierte er 
Medizin in Graz. „Medizin war dann aber nichts für mich“, 
sagt er lapidar, wechselte zu Jus und auch das entsprach nicht 
seinen Vorstellungen. Er begann nebenbei zu jobben, zuerst bei 
Ikea, dann in der Gastronomie.

„Klar war, dass ich kein ewiger Student sein wollte“, erin-
nert er sich. Deshalb fasste er 1993 den Entschluss, ins Bank-
geschäft zu wechseln, lernte den Job bei der RBB-Bank von 
der Pike auf: Kundenberatung, Kreditwesen, Grundbuch, Ver-
sicherungen. Kramer hatte Spaß und schnell einen guten Ruf, 
1996 wurde er von der GE Capital Bank abgeworben. 

Der Sprung in die Politik kam für Hans-Georg Kramer 
unerwartet über Karl-Heinz Grasser, den er persönlich kannte 
und der ihn im Juni 2003 fragte, ob er nicht Mitglied seines 
neu gegründeten Kabinetts in Wien werden wolle. „Es wurde 
die größte Herausforderung meines Lebens, gleichzeitig war es 
die Zeit, in der ich mehr als jemals zuvor gelernt habe“, sagt er 
rückblickend. Die Gesetzmäßigkeiten der öffentlichen Verwal-
tung, legistische Prozesse und die politische Arbeit hinter den 
Kulissen, der EU-Vorsitz, Zukunftsvorsorge und Pensionskas-
senregelung  – Kramer arbeitet Tag und Nacht. Nur die Wo-

chenenden gehörten seiner Frau, die ihre 
eigene Karriere als Personalmanagerin 
verfolgend, in Wolfsberg blieb. „Ich bin 
bis heute ein bodenständiger Mensch 
geblieben. An den Wochenenden helfe 
ich den Schwiegereltern am Bauernhof, 
fahre mit dem Traktor, mache Holz“, 
erzählt er.

In Wien indes erlebte er die Höhen 
und Tiefen der Regierungen mit. 

Die verlorene Nationalratswahl 2006, 
die für ihn das Ausscheiden aus der 
Regierung bedeutete und die Freude, 
als der neue Finanzminister Wilhelm 
Molterer ihn in der neuen Regierung 
mit der Aufgabe des Budgetreferenten 
betraute. „Es war eine Ehre, denn wer 

sich im Budget auskennt, hat Einblick in die Republik“, 
sagt er. 2008 kam es erneut zu Neuwahlen, wieder rechnete 
Kramer damit, dass seine Zeit in Wien nun abgelaufen war, 
und wieder täuschte er sich. Als Budgetverantwortlicher war 
er bei den Regierungsverhandlungen dabei, Josef Pröll macht 
ihn schließlich zu seinem Generalsekretär und Sektionschef 
im Finanzministerium. Das Erarbeiten eines Stabilitätspro-
gramms („das Defizit nach EU-Vorgaben soll drei Prozent 
nicht überschreiten“), Personalplanung („bis 2013 werden 50 
Prozent der BMF-Mitarbeiter über 50 Jahre sein“) und die 
Renovierung des Finanzministeriums in der Himmelpfort-
gasse („2012 wollen wir zurücksiedeln“) gehören zu seinen 
zentralen Aufgaben. 

Dass er selbst eines Tages nach Wolfsberg zurückkehren 
wird, steht für ihn jedoch außer Zweifel. Seit knapp zwei Jah-
ren hat er einen Sohn Kajetan, den er nur samstags und sonn-
tags sieht. „Wien ist Arbeit, in Wolfsberg lebe ich“, sagt er. Er 
ist in der Kärntner Gemeinde fix verankert, engagiert sich bei 
der Feuerwehr, hat sich zusammen mit seiner Frau eine Alm-
hütte gebaut und geht mit großer Leidenschaft auf die Jagd. Ir-
gendwann – so ist der Plan – werden die Kramers den Hof der 
Schwiegereltern übernehmen und bewirtschaften. Mitglied bei 
einer politischen Partei sei er übrigens nie gewesen, sagt Kramer 
und er habe auch nicht vor, daran etwas zu ändern. Sein zwei-
geteiltes Leben zwischen Kärnten und Wien hat einen guten 
Grund, sagt er. „Ich bin unabhängig.“	   n

Hans Georg 
Kramer ist der 
neue Generalse-
kretär im Finanz-
ministerium.

Im Kontrastprogramm
PORTRÄT. Hans-Georg Kramer, Generalsekretär im Bundesministerium für Finanzen, 
hat zwei Leben: ein überaus arbeitsames von Montag bis Freitag und ein bodenständig 
naturverbundenes am Wochenende in Kärnten. Von Karin Pollack

1/2010 1/2010

IRRE®-Verhandeln
irre einfach,
einfach anders

 2009. 208 Seiten.
Br. EUR 28,–
ISBN 978-3-214-00678-5

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at
Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at



Der vorliegende Beitrag soll dem Praktiker auf Basis der 
ab 2010 geltenden Rechtslage einen pointierten Über-

blick über die wesentlichen steuerlichen Eckpunkte und 
Optimierungsansätze der in der Praxis beliebtesten Rechts-
formen (GmbH, KG, Privatstiftung und natürliche Person) 
geben und spannt den Bogen von der Gründung bzw. vom 
Unternehmenserwerb über die laufende Besteuerung bis 
zum „Exit“, d.h. zur Veräußerung. 

1)	G ründung
a)	G esellschaftsteuer/Gebühren/Grunderwerbsteuer
}	 Während die Einlage in eine GmbH durch den unmit-
telbaren Gesellschafter sowohl bei der Gründung als auch 
danach der einprozentigen Gesellschaftsteuer vom Ver-
kehrswert (gemeinen Wert) unterliegt, gilt dies im Fall der 
KG nur bei Vorhandensein (auch) einer GmbH (oder AG) 
als Komplementär und dann auch nur für die tatsächlich 
geleistete Kommanditeinlage. Die Gesellschaftsteuerpflicht 
tritt für die GmbH & Co KG auch dann ein, wenn erst 
nachträglich eine GmbH als Komplementär beitritt und gilt 

auch im Fall einer atypisch stillen Einlage in eine GmbH. 
Obwohl in beiden Fällen ein Anwendungsfall des Art. IV 
UmgrStG vorliegt, ist die dort normierte Gesellschaftsteuer-
freiheit für den vom Kommanditisten (oder Stillen) bezahl-
ten Geldbetrag nicht anwendbar.
}	 Die Gesellschaftsteuer kann nach der Verwaltungspraxis 
bei „klassischen“ Großmutterzuschüssen in die Kapitalrück-
lage der Enkelgesellschaft vermieden werden. Ähnliches gilt 
für die Ausstattung einer Enkelgesellschaft mit Fremdkapital 
im Wege von Großmutterdarlehen, welche bei Nichtvorlie-
gen einer Urkunde („Anbot und faktische Annahme“) nicht 
der 0,8%igen Darlehensgebühr unterliegt. Demgegenüber 
unterliegen Darlehen an eine Kapital- oder Personengesell-
schaft durch den unmittelbaren Gesellschafter auch ohne 
Vorliegen einer Urkunde dieser Gebühr. Gewinnabhängig 
verzinste (partiarische) Darlehen eines Gesellschafters an 
eine GmbH oder GmbH & Co KG unterliegen stets der 
Gesellschaftsteuer, aber nicht gleichzeitig auch der Darle-
hensgebühr (trotz Vorliegens einer Urkunde).
}	 Obwohl die Gesellschaftsteuer bei Einlagen von Grund-

stücken in eine GmbH (aber auch in eine GmbH & Co 
KG) vom gemeinen Wert bemessen wird, ist der 3,5%igen 
Grunderwerbsteuer nach jüngerer Judikatur des VwGH 
(24.2.2005, 2004/16/0200) nur der dreifache Einheitswert 
des Grundstücks zugrundezulegen, solange keine Erhöhung 
des Stammkapitals erfolgt.

b)	 Stiftungseingangssteuer
}	 Zuwendungen an Privatstiftungen unterliegen der 
2,5%igen Stiftungseingangssteuer, welche vom zugewen-
deten Geldbetrag, bei Kapitalanteilen vom gemeinen Wert 
(i.d.R. nach Wiener Verfahren) und bei Betriebsvermögen 
vom Teilwert zu bemessen ist.
}	 Aufgrund der Bewertung von Betrieben und Komman-
ditbeteiligungen mit dem Teilwert unterliegt i.d.R. (näm-
lich branchenabhängig) der nicht bilanzierte Firmenwert im 
Gegensatz zum Fall der Kapitalanteilswidmung nicht der 
Stiftungseingangssteuer.
}	 Bei Immobilienwidmungen erhöht sich der Steuersatz 
um 3,5%-Punkte auf 6%, wobei – wie seinerzeit bei Schen-
kungen – der dreifache Einheitswert als Basis dient.
}	 Die testamentarische Widmung in- und ausländischen 
endbesteuerten Kapitalvermögens (Sparbücher, Bankkon-
ten, bestimmte Forderungswertpapiere oder Aktienportfo-
lios) an eine Privatstiftung  („Erbschaft“) ist von der Stif-
tungseingangssteuer befreit.

2)	U nternehmenserwerb
}	 Während der Erwerber eines (Teil-)Betriebes oder Mit-
unternehmeranteils („Asset Deal“) die Möglichkeit zur 
Abschreibung der erworbenen stillen Reserven und des 

Firmenwertes hat und die Zinsen für das zum Zwecke des 
Erwerbes aufgenommene Fremdkapital als Betriebsausgabe 
bzw. im § 188 BAO-Verfahren als Sonderbetriebsausgabe 
absetzen kann, bestehen diese Vorteile beim Erwerb einer 
Kapitalgesellschaftsbeteiligung („Share Deal“) durch eine 
natürliche Person oder Privatstiftung nicht.
}	 Die genannten Vorteile des „Asset Deal“ können aller-
dings beim Erwerb einer Kapitalgesellschaftsbeteiligung im 
Wesentlichen dadurch erzielt werden, dass der Erwerb über 
eine (allenfalls auch neu gegründete) Käufer-Kapitalgesell-
schaft erfolgt, welche die erworbene Kapitalgesellschaft als 
Gruppenmitglied in ihre Unternehmensgruppe einbezieht 
und dadurch die nach § 11 Abs. 1 Z 4 KStG abzugsfähigen 
Fremdkapitalzinsen betreffend den Anteilserwerb, aber auch 
die auf 15 Jahre verteilte Abschreibung des (wenn auch mit 
dem halben Kaufpreis begrenzten) Firmenwertes mit den 
operativen Gewinnen des erworbenen Gruppenmitglieds 
verrechnen kann.

}	 Beim Erwerb einer Immobilienkapitalgesellschaft 
(„Share Deal“) anstatt einer Immobilie („Asset Deal“) kann 
die Grunderwerbsteuer kraft „Anteilsvereinigung“ durch 
Zwischenschaltung eines, einen bloßen Zwerganteil erwer-
benden, organschaftlich nicht verbundenen Treuhänders 
vermieden werden, doch hat der Erwerber einer Kapitalge-
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beim Erwerb einer Kapitalgesellschaftsbeteiligung im 
Wesentlichen dadurch erzielt werden, dass der Erwerb über 
eine Käufer-Kapitalgesellschaft erfolgt.



sellschaft nicht die Möglichkeit der Abschreibung der stil-
len Reserven. Steueroptimal wäre deshalb der Erwerb einer 
vermögensverwaltenden Immobilien-KG („steuerliche Mit-
eigentumsgemeinschaft“ mit Privatvermögen) unter Ver-
meidung der die Grunderwerbsteuer auslösenden zivilrecht-
lichen Anwachsung (bei Anteilsvereinigung), wodurch auch 
die Abschreibbarkeit der erworbenen stillen Reserven im 
Gebäude über eine ergänzende Mehr-Weniger-Rechnung 
im Verfahren nach § 188 BAO ermöglicht wird und die 
KG-Anteile nach Ablauf der zehnjährigen Spekulationsfrist 
steuerfrei verkauft werden können.

3)	L aufende Besteuerung
a)	 Strukturunterschiede der einzelnen Rechtsformen
}	 Während Rechtsgeschäfte eines Gesellschafters mit sei-
ner GmbH aufgrund des Trennungsprinzips im Rahmen 
des Fremdvergleichs ertragsteuerlich anerkannt und nur 
fremdunübliche Vergütungsteile als verdeckte Gewinn-
ausschüttung sowohl der 25%igen Körperschaftsteuer wie 
auch der 25%igen Kapitalertragsteuer (= 33,33% des dem 

Gesellschafter verbleibenden Nettobetrages) unterliegen, 
werden kraft steuerlicher Transparenz einer KG (oder OG) 
sämtliche rechtsgeschäftlichen Vergütungen (Miete, Gehalt, 
Darlehenszinsen) beim Gesellschafter als Sonderbetriebsein-
nahmen (im § 188 BAO-Verfahren) erfasst, welche auf Ebe-
ne der KG steuerlich nicht abzugsfähig sind. Von der Mit-
unternehmerschaft entgeltlich oder unentgeltlich genutztes 
Privateigentum des Gesellschafters ist als Sonderbetriebsver-
mögen grundsätzlich steuerverfangen.
}	 Die GmbH ermöglicht im Gegensatz zur KG oder natür-
lichen Person eine steuerschonende Thesaurierung der (noch) 
nicht ausgeschütteten Gewinne, wobei die Gewinne bereits 
nach Abzug der 25%igen Körperschaftsteuer reinvestiert wer-
den können, während bei der KG oder natürlichen Person 
vor der Reinvestition die regelmäßig höhere Einkommensteu-
er abgezogen wird. Die GmbH ist somit ein steueroptimales 
Reinvestitionsvehikel im betrieblichen Bereich.
}	 Aufgrund der Gruppenbesteuerung kann seit 2005 zwi-
schen Kapitalgesellschaften ein Ausgleich von Gewinnen und 
Verlusten wie bereits zuvor in einem Personengesellschaf-
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tenkonzern erzielt werden. Verluste ausländischer Kapital-
gesellschaften können beim österreichischen Gruppenträger 
berücksichtigt werden, während Verluste ausländischer Be-
triebsstätten (auch bei Zurechnung dieser zu einer in- oder 
ausländischen KG) nach Maßgabe des § 2 Abs. 8 EStG von 
der inländischen juristischen oder natürlichen Person in 
Österreich geltend gemacht werden (mit Nachversteuerung 
im Ausmaß des ausländischen Verlustabzuges).
}	 Die GmbH unterliegt einer jährlichen Mindestkörper-
schaftsteuer von EUR 1.750,– (die AG dem doppelten 
Steuerbetrag) bzw. in den ersten vier (vollen) Quartalen ab 
Gründung jeweils EUR 273,–. Durch Umwandlung gemäß 
Art. II können angesparte Mindestkörperschaftsteuerbeträge 
im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung des aktuel-
len Gesellschafters berücksichtigt werden, wobei ein unmit-
telbar zuvor erfolgter Kauf der Gesellschaft den Übergang 
der Beträge auf den Gesellschafter – anders als hinsichtlich 
nicht „miterlebter“ Verlustvorträge im Sinne des § 10 Um-
grStG – nicht verhindert.

b)	 Besonderheiten bei den Einkünften und deren Ermittlung
}	 Die Ermittlung der Höhe der Einkünfte und deren 
Zuordnung zu den Einkunftsarten ist bei Privatstiftungen 
und natürlichen Personen grundsätzlich identisch. Demge-
genüber stellen sämtliche Einkünfte einer GmbH aufgrund 
der Transformation durch § 7 Abs. 3 KStG Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb dar, sodass die GmbH insoweit gemäß § 5 
EStG stets steuerhängiges Betriebsvermögen hat. Eine nicht 
rechnungslegungspflichtige Einzelunternehmung oder KG 
kann hingegen ihren im notwendigen Betriebsvermögen be-
findlichen Grund und Boden außerhalb der zehnjährigen 
Spekulationsfrist steuerfrei realisieren. 
}	 Bei einer GmbH sollte grundsätzlich anstatt des 20%igen 
Bildungsfreibetrages die 6%ige Bildungsprämie, anstatt des 
25%igen Forschungsfreibetrages die 8%ige Forschungsprä-
mie geltend gemacht werden, da die 25%ige Körperschaft-
steuerentlastung der Freibeträge unter dem Gutschriftsbe-
trag der jeweiligen Prämie liegt.
}	 Die Übertragung stiller Reserven gemäß § 12 EStG ist 
seit 2005 nur mehr bei natürlichen Personen (auch über 
Mitunternehmerschaften) möglich, einer GmbH wird von 
der Verwaltungspraxis die Übertragung nicht einmal im Fall 
höherer Gewalt gewährt (verfassungsrechtlich und – nach 
der seinerzeitigen Judikatur des RFH und dann VwGH – 
auch im Lichte des Realisationsprinzips bedenklich).

c)	 Steuersatz/Steuerbelastung
}	 Die Halbsatzbegünstigung nicht entnommener Gewinne 
gemäß § 11a EStG kann ab 2010 nicht mehr in Anspruch 
genommen werden, während die Nachversteuerung (mit 
dem Halbsatz des Jahres der Inanspruchnahme der Begüns
tigung) bis zu sieben Jahre nach der letzten (und nicht der 
jeweiligen) Inanspruchnahme des § 11a EStG weiterhin 
vorzunehmen ist (sofern man nicht von der in der Regel vor-
teilhaften pauschalen Nachversteuerung mit dem 10%igen 
Sondersteuersatz in 2009 Gebrauch macht). Demgegenüber 
besteht ab 2010 für alle natürlichen Personen als Einzelun-

ternehmer oder Mitunternehmer ein gegenüber 2009 auf 
13% erhöhter „Gewinnfreibetrag“ als fiktive Betriebsausga-
be, deren Geltendmachung für den EUR 30.000,- überstei-
genden Gewinnteil beispielsweise auch durch Investitionen 
in eigen- oder fremdfinanzierte Wertpapiere erfolgen kann 
(allerdings Fremdkapitalzinsenabzugsverbot gemäß § 20 
Abs. 2 EStG selbst bei Veranlagungsoption gemäß § 97 
Abs. 4 EStG). Bei einem Grenzsteuersatz von 50% reduziert 
der 13%ige Gewinnfreibetrag die Ertragsteuerbelastung 
ab 2010 auf 43,5%, während die Gesamtsteuerbelastung 
körperschaftsteuerpflichtiger Gewinne einer GmbH nach 
KESt-pflichtiger Ausschüttung 43,75% beträgt.
}	 An Begünstigte ausgeschüttete (zugewendete) Ein-
künfte von Privatstiftungen unterliegen ebenfalls dieser 
43,75%igen Gesamtsteuerbelastung, wenn es sich z.B. um 
mit 25% Körperschaftsteuer pflichtige Einkünfte aus Land- 
und Forstwirtschaft, Mitunternehmertangenten einer KG, 
Darlehenszinsen sowie Vermietungs- oder Spekulations-
überschüssen handelt. Einkünfte, die bei natürlichen Per-
sonen mit einer Steuerbelastung von maximal 25% verbun-
den wären, nämlich Einkünfte aus Kapitalanteilsverkäufen 
gemäß § 31 EStG oder endbesteuerte in- und ausländische 
Kapitaleinkünfte, unterliegen bei Privatstiftungen einer 
nach Maßgabe KESt-pflichtiger Ausschüttungen wieder 
gutzuschreibenden (Zwischen-)Körperschaftsteuer von 
12,5% (Steuerstundung im Vergleich zur natürlichen Per-
son). Eine weitergehende Steuerstundung kann bei Privat-
stiftungen durch Übertragung stiller Reserven aus Kapital-
anteilsverkäufen gemäß § 31 EStG auf eine über 10%ige 
neue (oder „fremde“) Beteiligung nach Maßgabe des § 13 
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10%iger Beteiligungen an ausländischen Kapitalgesellschaf-
ten (auch aus dem Drittland) steuerneutral, außer es wurde 
auf Steuerpflicht (unwiderruflich) optiert oder es liegt eine 
„niedrigbesteuerte Passivtochtergesellschaft“ (vgl. hierzu 
Abschnitt 3e) vor.

b)	A sset Deal
}	 Der Verkauf eines (Teil-)Betriebes oder Mitunternehmer
anteils durch eine natürliche Person ist nach Maßgabe des  
§ 37 Abs. 5 EStG „halbsatzbegünstigt“ (Veräußerungs- und 
Übergangsgewinn nach Ablauf von sieben Jahren in den Fäl-

len Pension, Erwerbsunfähigkeit und Tod), ansonsten steht 
– wie bei Privatstiftungen hinsichtlich des Verkaufs von KG-
Anteilen – ein Freibetrag von EUR 7.300,– (für 100%) oder 
die Verteilung des Gewinnes auf drei Jahre zur Wahl. Durch 
eine Einbringung im Sinne des Art. III UmgrStG ist wieder-
um ein nach einem Jahr halbsatzbegünstigter Verkauf mög-
lich, wobei die einjährige Spekulationsfrist bereits mit Ablauf 
des Einbringungsstichtages zu laufen beginnt.
}	 Tritt als Verkäufer eine GmbH auf, fällt 25% Körper-
schaftsteuer ohne Begünstigung an (nach BMF auch ohne 
Freibetrag).	 n

Abs. 4 KStG erreicht werden. Sparbuch- und Wertpapier-
zinserträge unterliegen bei natürlichen Personen (auch als 
Einzelunternehmer oder über eine KG) der KESt bzw. dem 
Sondersteuersatz gemäß § 37 Abs. 8 EStG (Endbesteue-
rung), bei Kapitalgesellschaften der Körperschaftsteuer.

d)	V erluste
}	 Während laufende Verluste und Verlustvorträge einer 
GmbH in dieser „gefangen“ sind, werden Verluste eines 
Einzelunternehmens bzw. einer Mitunternehmerschaft un-
mittelbar dem Gesellschafter zugerechnet, bei welchem sich 
auch die Verlustvorträge „ansammeln“.
}	 Laufende Verluste (nicht aber Verlustvorträge) einer 
GmbH können nur durch einen Zusammenschluss gemäß 
Art. IV UmgrStG zu einer Mitunternehmerschaft (z.B. 
über eine atypisch stille Einlage in die GmbH) von einer 
natürlichen Person verwertet werden. Verlustvorträge einer 
GmbH können hingegen durch eine Umwandlung gemäß 
Art. II UmgrStG (z.B. in eine KG) auf den Gesellschafter 
übertragen werden, sofern dieser die Verluste im Verlustent-
stehungszeitraum (mittelbar) „miterlebt“ hat.
}	 Verluste aus der Veräußerung eines Kapitalgesellschafts-
anteils (wie auch Teilwertabschreibungen vor Verkauf) sind 
bei einer GmbH als Verkäufer auf sieben Jahre zu vertei-
len, während der Verlust bzw. die Teilwertabschreibung bei 
natürlichen Personen im Betriebsvermögen (insbesondere 
hinsichtlich einer über eine KG gehaltenen GmbH-Beteili-
gung) sofort zur Gänze abzugsfähig sind.
}	 Die Beschränkung des Verlustabzuges mit 75% der 
Einkünfte einer GmbH kann durch Einbeziehung dieser 
GmbH in eine Unternehmensgruppe beispielsweise einer 
Holdinggesellschaft vermieden werden.

e)	 Beteiligungserträge
}	 In- und ausländische Beteiligungserträge aus Kapital-
gesellschaften werden bei Privatstiftungen seit 18.6.2009 
(BBG 2009) wie bei einer GmbH behandelt: Demnach sind 
jegliche ausländischen Dividenden (auch aus Drittstaaten) 
ab einer Beteiligungshöhe von 10% nach einem Jahr Behal-
tedauer steuerfrei („internationale Schachtelbeteiligung“), 
außer sie stammen aus (mit nicht über 15% Durchschnitts-
gesamtsteuerbelastung) niedrigbesteuerten Passivgesellschaf-
ten (d.h. mit Schwerpunkt Zinsen, Lizenzen oder Kapital-
anteilsveräußerungsgewinne).
}	 Dividenden aus EU-Ländern (und Norwegen) sind hin-
gegen auch unter 10% Beteiligungshöhe steuerfrei, außer sie 
stammen aus einem Niedrigsteuerland (derzeit Bulgarien, 
Irland, Zypern).

4)	E xit/Veräußerung
a)	 Share Deal
}	 Die Veräußerung eines Anteils an einer GmbH (oder AG) 
durch natürliche Personen aus dem Privat- oder Betriebsver-
mögen (auch wenn die Beteiligung über eine KG gehalten 
wird) ist nach Ablauf eines Jahres halbsatzbegünstigt gemäß 
§ 37 Abs. 4 Z 2 lit. a bzw. b EStG, davor unterliegt sie dem 
(vollen) progressiven Einkommensteuertarif. Steuerfrei wäre 

nur der Verkauf eines im Privatvermögen gehaltenen Anteils 
unter 1% nach Ablauf der einjährigen Spekulationsfrist. Letz-
teres gilt auch für Privatstiftungen als Anteilsverkäufer, wobei 
im Fall gewidmeter Anteile die Einjahresfrist bereits mit dem 
Kaufvertrag des Stifters zu laufen beginnt.
}	 Der Verkauf der Beteiligung an einer inländischen Ka-
pitalgesellschaft durch eine GmbH (oder AG) ist stets 
körperschaftsteuerpflichtig, sodass sich die steuerfreie Aus-
schüttung sämtlicher thesaurierter Gewinne vor Verkauf 
zur Senkung des Kaufpreises und des Veräußerungsgewin-
nes empfiehlt. Demgegenüber ist der Verkauf mindestens 
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Going Concern  
Bewertung. Die Beurteilung der Unternehmens-
fortführung im Rahmen der Abschlussprüfung. 
Von Herbert Houf

Da der Grundsatz der Unternehmensfortführung eine we-
sentliche Voraussetzung für die Bewertung von Vermö-

gensgegenständen und Schulden im Jahresabschluss ist1, müs-
sen die gesetzlichen Vertreter eines (geprüften) Unternehmens 
dessen Fähigkeit, den Geschäftsbetrieb fortzuführen, einschät-
zen2. Ohne eine detaillierte Analyse darf von dieser Annahme 
nur ausgegangen werden, wenn bislang nachhaltig Gewinne 
erwirtschaftet wurden bzw. ausreichend finanzielle Mittel zur 
Verfügung standen und sich die wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen gegenüber den Vorjahren nicht nachteilig geändert 
haben sowie keine bilanzielle Überschuldung droht.

Liegen diese Voraussetzungen nicht vor, müssen die gesetz-
lichen Vertreter die going-concern-Prämisse anhand aktueller 
und detaillierter Planungsunterlagen hinterfragen3. Dabei sind 
sämtliche Informationen für die vorhersehbare Zukunft, allen-
falls auch realisierbare Sanierungsmaßnahmen, zu berücksich-
tigen. Naturgemäß basiert diese  Einschätzung auf ungewissen 
Umständen und Ereignissen in der Zukunft, wobei die Unge-
wissheit steigt, je weiter wir in die Zukunft blicken (müssen).4 

Finanzielle Umstände, die an der Unternehmensfortführung 
zweifeln lassen, sind insbesondere:
}	 negative Cashflows 
}	 eine buchmäßige Überschuldung oder negatives working 

capital
}	 fällig werdende Finanzierungen ohne Prolongations- oder 

Umschuldungsmöglichkeit
}	 die überwiegend kurzfristige Finanzierung langfristig gebun-

denen Vermögens
}	 Änderung bei den Zahlungsbedingungen bzw. Entzug von 

Lieferantenkrediten
}	 wesentliche betriebliche Verluste oder Wertminderungen 

bei betriebsnotwendigem Vermögen
}	 die Unfähigkeit, unbesicherte Kredit zu erlangen bzw.
}	 eine angespannte finanzielle Situation im Konzernverbund 

(Stichwort: Clearing)

Daneben können auch betriebliche oder sonstige Umstände 
vorliegen, die den Fortbestand des Unternehmens in Frage stel-
len. Darunter sind z.B. zu erwähnen:
}	 das Ausscheiden von Schlüsselpersonal ohne geeigneten Er-

satz
}	 der Verlust wichtiger Produkte, Rohstoffe, Kunden, Liefe-

ranten, Märkte oder langfristiger Vertragsbeziehungen
}	 wesentliche Konflikte mit den Arbeitnehmern

}	 wichtige Rechtsstreitigkeiten oder Änderungen von gesetz-
lichen Rahmenbedingungen, die für das Unternehmen zu 
unerfüllbaren Verpflichtungen führen.

Prognosezeitraum
Der Abschlussprüfer hat die Einschätzung der gesetzlichen 
Vertreter in deren Planungsrechnungen kritisch zu beurteilen. 
Dabei ist grundsätzlich vom Prognosezeitraum der gesetzlichen 
Vertreter auszugehen, der jedoch nicht weniger als zwölf Mo-
nate, gerechnet ab dem Abschlussstichtag, betragen darf. Mit 
anderen Worten muss der Fortbestand des Unternehmens auf 
Basis der Einschätzung der Unternehmensleitung zumindest für 
zwölf Monate gesichert sein. Darüber hinaus dürfen aber auch 
keine konkreten Anhaltspunkte bestehen, dass die Fortführung 
des Unternehmens zu einem Zeitpunkt nach dem Prognosezeit-
raum nicht mehr möglich ist5. Der Abschlussprüfer muss die ge-
setzlichen Vertreter hinsichtlich derartiger Anzeichen befragen, 
muss aber keine weiterführenden Prüfungshandlungen setzen, 
wenn diese Frage verneint wird und er im Zuge seiner Prüfung 
auch keine eigenen Feststellungen getroffen hat, die derartige 
Anhaltspunkte ergeben hätten.

Kommt der Abschlussprüfer nun zu der Überzeugung, dass 
ein Risiko bezüglich der Annahme des Unternehmensfortbe-
standes besteht, muss er weiterführende Prüfungshandlungen 
setzen. Insbesondere hat er sich mit der Frage zu befassen, ob 
die von der Unternehmensleitung geplanten Maßnahmen zur 
Sicherstellung der Unternehmensfortführung, wie beispiels-
weise die Veräußerung von Vermögensgegenständen, die Um-
schuldung oder Restrukturierung von Krediten, der Abbau von 
Personal oder die Aufbringung von Eigenkapital im Wege von 
Kapitalerhöhungen, realistisch und plausibel sind. Dabei kann 
nicht nur eine detaillierte Prüfung der Kreditverträge oder an-
derer langfristiger Vereinbarungen erforderlich sein, sondern ist 
auch auf Sitzungsprotokolle (Hauptversammlung, Aufsichtsrat, 

Vorstand etc.) zurückzugreifen, aus denen allenfalls ersichtlich 
ist, ob die den Planungsrechnungen zugrundeliegenden Maß-
nahmen auch tatsächlich auf entsprechenden unternehmens-
rechtlichen Beschlüssen basieren. Vor allem ist aber auch auf 
Ereignisse nach dem Bilanzstichtag einzugehen, die die Fähig-
keit zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit positiv oder 
negativ beeinflussen können.

Aufgrund dieser Prüfung hat der Abschlussprüfer zu beur-
teilen, ob eine erhebliche Ungewissheit6 hinsichtlich der Un-
ternehmensfortführung besteht und ob das Unternehmen den 
daraus resultierenden Erläuterungspflichten im Anhang und 
Lagebericht nachgekommen ist. Danach können sich die fol-
genden Konstellationen ergeben7:
1.	 Die Annahme des Unternehmensfortbestands ist grundsätz-

lich berechtigt, es besteht aber eine erhebliche Ungewissheit 
bezüglich der künftigen Entwicklung, auf die im Anhang 

und Lagebericht angemessen hingewiesen wird. In diesem 
Fall ist ein uneingeschränkter Bestätigungsvermerk zu er-
teilen, der jedoch dahingehend zu ergänzen ist, dass auf die 
Angaben im Anhang und Lagebericht hingewiesen wird.

2.	 Situation wie 1., aber es fehlen die notwendigen Angaben 
im Anhang und Lagebericht. Der Bestätigungsvermerk ist 
einzuschränken oder zu versagen, wobei die maßgeblichen 
Gründe für die Zweifel am Fortbestand des Unternehmens 
entsprechend zu erläutern sind.

3.	 Nach Ansicht des Abschlussprüfers ist die going-concern-
Annahme nicht berechtigt, der Abschluss aber dennoch auf 
dieser Grundlage aufgestellt. Der Bestätigungsvermerk ist 
wegen Einwendungen aufgrund wesentlicher Fehldarstel-
lungen zu versagen, auch wenn die Bestand gefährdenden 
Tatsachen im Anhang und Lagerbericht zutreffend erläutert 
werden.

4.	 Die gesetzlichen Vertreter weigern sich, eine Einschätzung 
zur Unternehmensfortführung vorzunehmen. Der Bestäti-
gungsvermerk ist wegen Vorliegens eines Prüfungshemm-
nisses einzuschränken oder zu versagen.

Übereinstimmende Regelungen
In allen Fällen einer möglichen Bestandgefährdung ist zu be-
achten, dass der Abschlussprüfer gemäß § 273 Abs. 2 UGB 
verpflichtet ist, über diesbezügliche Feststellungen unverzüg-
lich zu berichten. Adressaten dieses Berichtes, der zunächst 
auch mündlich erfolgen kann, sind die gesetzlichen Vertreter 
und sämtliche Mitglieder des Aufsichtsrates. Besteht kein Auf-
sichtsrat, sind anstelle dessen sämtliche Gesellschafter darüber 
zu informieren, dass die Redepflicht gegenüber den gesetzlichen 
Vertretern ausgeübt wurde.8 

Abschließend sei darauf hingewiesen, dass ISA 570 sich un-
ter dem Titel „Fortführung der Unternehmenstätigkeit“9 mit 
dieser Thematik befasst und im Wesentlichen übereinstim-
mende Regelungen enthält, die teilweise jedoch noch vertiefend 
erläutert sind. Gemäß § 269a UGB wird ISA 570 in Österreich 
verpflichtend anzuwenden sein, sobald die europäische Kom-
mission die ISA’s generell übernommen hat, womit bereits im 
Jahr 2011 oder 2012 gerechnet werden sollte.	 n
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1 § 201 Abs 2 Z 2 UGB, ausgenommen es besteht die klare Absicht oder Notwendigkeit, das Unternehmen zu liquidieren bzw den Geschäftsbetrieb einzustellen.
2KFS/PG1, Abschnitt 12.1
3Es liegt also primär in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter, dass sie sich in Situationen, in denen Zweifel am Unternehmensfortbestand bestehen, mit den Zukunftserwar-
tungen des Unternehmens seriös auseinander setzen. Dazu gehört vor allem die Erstellung einer Prognoserechnung, insbesondere eines Finanzplanes, der die Fähigkeit des Unterneh-
mens, in der Zukunft fortzubestehen, d.h. alle seine zu erwartenden finanziellen Verpflichtungen fristgerecht zu erfüllen, belegen muss. 
4Insbesondere im Falle einer buchmäßigen Überschuldung stellt sich die Frage, binnen welchen Prognosezeitraums diese durch künftige Zahlungsmittelüberschüsse abgebaut und ein 
positiver Vermögensstatus wieder hergestellt werden kann. Da die Prognoseunsicherheit drastisch ansteigt, umso weiter in die Zukunft geblickt wird, sollten derartige Planungsrech-
nungen keine allzu langfristige Betrachtung erforderlich machen, um eine positive Beurteilung abgeben zu können.
5Beispiel 1: Die Unternehmensleitung kann anhand einer detaillierten Prognoserechnung nachweisen, dass die Finanzierung des Unternehmens für die nächsten 18 Monate gesichert 
ist. Danach wäre die going-concern-Prämisse gerechtfertigt. Kurz danach werden jedoch langfristige Kredite fällig, für die möglicherweise keine Prolongation oder Umschuldung 
möglich ist. Insgesamt besteht somit eine erhebliche Ungewissheit bezüglich der künftigen Entwicklung, die im Anhang entsprechen zu erläutern ist.
Beispiel 2: Die Unternehmensleitung legt eine Prognoserechnung für ein Jahr vor, die den Fortbestand des Unternehmens belegt. Aufgrund eines prognostizierten Verlustes wird in 
diesem Zeitraum jedoch das gesamte Eigenkapital aufgebraucht. Es ist zu befürchten, dass darüber hinaus weitere Verluste anfallen, da Sanierungsmaßnahmen möglicherweise nicht 
rasch genug greifen. Auch in diesem Fall ist auf die erhebliche Ungewissheit hinsichtlich der Unternehmensfortführung im Anhang hinzuweisen.
6 IAS 1 spricht in diesem Zusammenhang von „wesentlicher Unsicherheit“
7 Siehe dazu auch die Ausführungen im Fachgutachten KFS/PG3 über den Bestätigungsvermerk
8 Weitere Hinweise zur Ausübung der Redepflicht finden sich in der Stellungnahme KFS/PE18
9 Es liegt mittlerweile eine deutsche Übersetzung dieses Internationalen Prüfungsstandards vor, die auf der Homepage des IWP im Mitgliederbereich verfügbar ist. Diese Übersetzung 
soll zwar als Grundlage für die Übernahme in den Rechtsbestand der EU dienen, wurde bislang aber von der Generaldirektion Übersetzung noch nicht freigegeben und kann daher 
noch Änderungen erfahren.
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Die junge ÖGWT 
 Was kann sie? Was bringt sie? Was kostet sie?

Die Kolleginnen und Kollegen der ÖGWT
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Noch kein Jahr alt und kein bisschen leise: Die Junge 
ÖGWT, 2009 als Vertretung der kommenden Generati-

on im Verband unserer Interessengemeinschaft gegründet, hat 
im Neuen Jahr viel vor: Erklärtes Ziel ist die verstärkte Vernet-
zung und gegenseitige Förderung der jungen Berufseinsteiger 
und -aufsteiger. Geplant sind Karrieretalks, Stammtische, ak-
tives Networking und eine verstärkte kommunikative Präsenz: 
Nicht nur auf der ÖGWT-Homepage hat die Junge ÖGWT 
ab jetzt einen eigenen Auftritt – sondern auch regelmäßig auf 
den Servicenetzwerk-Seiten in persaldo.  

ÖGWT-Präsident Klaus Hübner freut das ausgesprochen: 
„Die Nachwuchsförderung ist uns seit jeher ein Anliegen, denn 
die aufstrebenden Talente von heute sind der Berufsstand von 
morgen und eine Generation weiter zu denken ist in unserem 
besten Interesse. Wir haben deshalb schon lange systematisch 
Förderaktivitäten gesetzt, und dass die junge Generation jetzt 
vieles selbst in die Hand nimmt, wird von der ÖGWT nach 
Kräften unterstützt!“

In der Tat setzen sich viele ÖGWT-Bundesländergruppen 
seit Jahren aktiv für den  Nachwuchs ein: Der Zugang zum Ver-
ein der Österreichischen Gesellschaft der Wirtschaftstreuhänder 
wurde bei der ÖGWT-Generalversammlung 2007 erleichtert. 
Damit Berufsanwärter günstig in den Genuss der Vorteile der 
ÖGWT-Mitgliedschaft kommen, wurde für sie die dreijähri-
ge Gratis-Mitgliedschaft und die ermäßigte Mitgliedsgebühr 

danach eingeführt. – Und speziell in Wien, Oberösterreich, 
Salzburg und der Steiermark haben die regionalen Landesbe-
rufsanwärtervertreter Lerngruppen, Präsentationstrainings, 
Berufsanwärtermeetings, Prüfungsvorbereitungsvorträge und 
gesellschaftliche Zusammenkünfte für die jungen Berufsanwär-
terInnen ins Leben gerufen. 

Dass diese Art von Support gern und breit angenommen 
wird, ist verständlich, denn während und nach der Berufsan-
wärterzeit stehen junge Kollegen und Kolleginnen vor wichti-
gen Zukunftsentscheidungen:
}	Berufsanwärterzeit in der Wirtschaftsprüfung – oder in der 

Steuerberatung?
}	Und danach Selbständigkeit oder ein Angestelltenverhält-

nis? 
}	Und: Wie riskant ist der Sprung in die Selbständigkeit im 

herrschenden wirtschaftlichen Umfeld wirklich?
}	Wer hat mehr Zukunft – der Generalist oder der Themen-

Spezialist?
}	Wie findet man die richtige Kanzlei?
}	Wie kann die Kommunikation zwischen Unternehmer  und 

Wirtschaftstreuhänder optimiert werden? Besteht die Mög-
lichkeit einer Partnerschaft – und welche Vor- und Nachtei-
le ergeben sich dadurch?

}	Wo finden „Einzelkämpfer“ kompetente Gesprächspartner 
für den nötigen fachlichen Austausch? 

Brennende Fragen, mit denen die Junge ÖGWT ihre Mitglie-
der nicht alleine lässt. Auch nicht nach der erfolgreich abgeleg-
ten Prüfung. In Salzburg etwa treffen sich die frischgebackenen 
SteuerberaterInnen weiterhin bei einem Stammtisch, tauschen 
E-Mails aus und geben sich auf unkomplizierte Art gegensei-
tig fachliche Unterstützung. Für die jungen Steuerberaterkol-
legInnen existiert in Wien der Karrieretalk, bei dem erfahrene 
KollegInnen unter dem Motto: „Nicht alles muss neu erfunden 
werden“  über ihren eigenen Berufsstart und Karriereweg be-
richten und Erfolgs-Tipps aus ihrem Erfahrungsschatz weiter-
geben. Prüfungscoachings helfen den BerufsanwärterInnen in 
Oberösterreich weiter.

Wenn Sie mehr erfahren wollen
Die Junge ÖGWT finden Sie unter www.oegwt.at – Ru-
brik Junge ÖGWT. Oder mailen Sie Ihre Fragen einfach an:  
jungeoegwt@oegwt.at. Willkommen in der Zukunft! � n

Einmal im Jahr finden sich alle interessierten Mitglieder der 
ÖGWT zur Generalversammlung ein. Hier treffen sich 

alle Granden der ÖGWT – angefangen vom Ehrenpräsidenten 
Roland Herneth, Franz Burkert, Paul Haase bis zu Eberhard 
Wobisch u.a. Alle Bundesländer waren vertreten – sogar das 
entfernteste Bundesland Vorarlberg. Der Präsident der ÖGWT 
macht einen Blick in die Vergangenheit der ÖGWT: Die tra-
ditionellen Aktivitäten wie Mitarbeiterschulungen in mittler-
weile fast allen Bundesländern, Fachseminare, Updates und die 
Serviceprodukte  (Gesetzbuch, Bilanzierungscheckliste, Klifo, 
Leitfaden, Skripten) blieben unverändert. Neu wurden die Per-
sonalverrechnungsveranstaltung und der Karrieretalk für die 
jungen WirtschaftstreuhänderInnen organisiert. Modern und 
funktionell zeigte sich die Homepage der ÖGWT – mit einem 
Redesign. Wie wird es 2010 weitergehen?

Hauptaugenmerk bleibt 2010 das Service für alle – wobei 
der Schwerpunkt auf Aktivitäten für die jungen KollegInnen 
liegt. Wofür sich die ÖGWT einsetzt, wurde im 7-Punkte-
Programm vorgestellt.

Die 7 Punkte des ÖGWT-Programms 
}	Das Lobbying-Programm. Kontakte zu Behörden, unsin-

nige Gesetzesentwürfe abwehren, einfache Gesetze	

}	Das Gleichberechtigungs-Programm. Kompetenz und 
Engagement zählen – Mann sein ist keine Qualifikation

}	Das Freiberufler-Programm. Wir sind Freiberufler und 
bleiben es. 

}	Das Fairness-Programm. Groß und Klein ist gleich viel 
wert. 

}	Das Junge-Programm. Weitergabe der Erfahrungen an 
die Jungen 

}	Das Strategie-Programm durch neue Beratungsfelder.
Spezialisierung und Betriebswirtschaft 

}	Das Service-Programm. Veranstaltungen, Arbeitsbehelfe, 
Gesetzbuch und kollegialer Support 

Die Wahl der Funktionäre steht alle zwei Jahre wieder am 
Programm der Tagesordnung der Generalversammlung und 
der Vorstandssitzung der ÖGWT. Neu gewählt wurden die 
Landesleiter, der Vorstand,  der Präsident, die Generalsekretä-
rin und das Präsidium.

Es überraschte nicht, dass Klaus Hübner wieder mit klarer 
Mehrheit als Präsident bestätigt wurde. Bereits zum achten 
Mal überzeugte Klaus Hübner. Die unzähligen Aktivitäten in 
der ÖGWT wurden honoriert. Die ÖGWT gratuliert allen 
neugewählten Funktionären sehr herzlich!� n

Das Jahr 2010 steht 
im Zeichen der Jungen 
Junge ÖGWT. „2010 wird unser Jahr!“ 

Wieder bestätigt 
ÖGWT-Generalversammlung. Klaus Hübner wurde bei der Generalversammlung 
und Vorstandssitzung der Österreichischen Gesellschaft der Wirtschaftstreuhänder am 
2. Dezember 2009 zum achten Mal zum Präsidenten der ÖGWT bestätigt. 
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Der neugewählte 
Vorstand der ÖGWT

Burgenland 
Stefan Steiger (LL)
Georg Demeter
 
Kärnten 
Peter Baumgartner
Peter Katschnig (LL)
Eva-Maria Haar-Dorninger 

Niederösterreich 
Eberhard Wobisch (LL)
Maria Kwasnitzka
Werner Frühwirt
Werner Steinwendner
Ulrike Pilsbacher
Rupert Daxböck
Erich Schreiner

Karl Heissenberger
Johann Vlasich

Oberösterreich 
Bernhard Ditachmair
Monika Kastenhofer
Gerald Kreft
Werner Lechner
Ernestine Lumper-Wiesinger
Gerd-Dieter Mirtl (LL)
Verena Trenkwalder
Johann Wiedlroither

Salzburg 
Johannes Pira (LL)
Gunther Bauer
Astrid Wimmer
Johannes Eisl
Wolfgang Daurer
Gerhard Reichl

Steiermark 
Michaela Christiner
Gerhard Gaedke
Bernhard Pucher
Paul Haase
Friedrich Möstl
Karl Wascher (LL)

Tirol
Josef Sporer (LL)
Alois Pircher
Helmut Schuchter
Klaus Hilber
Kurt Jenewein
Brigitta Zollner
Nicola Rubatscher
Dietmar Nöckl

Vorarlberg 
Manfred Rümmele (LL) 
Martin Feurstein

Wien 
Peter Bartos
Karl Bruckner
Hubert Fuchs
Heinz Harb
Herbert Houf
Günther Hackl
Paul Kainz
Thomas Keppert
Waltraud Mäder-Jaksch (LL)
Gerhard Marterbauer
Walter Mika
Johannes Mörtl
Eva Pernt
Thomas Schaffer
Karl Scholik
Manfred Wildgatsch

PRÄSIDENT
Klaus Hübner
 
PRÄSIDIUM
Karl E. Bruckner
Paul Haase
Maria Kwasnitzka
Waltraud Mäder-Jaksch
Johannes Pira
Verena Trenkwalder
Karl Wascher
Eberhard Wobisch
Eva-Maria Haar-Dorninger 
 
GENERALSEKRETÄRIN
Sabine Kosterski

LL= Landesleiter

DAS KARRIERE
NETZWERK
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Was genau verrechnet die SVA da eigentlich? – Die 
Frage ist simpel und wird uns jährlich tausende Male 

gestellt – regelmäßig nach dem Aussenden der Beitragsvor-
schreibungen. Wir wollten, die Antwort wäre einfach. Sie ist 
es aber nicht, denn anders als die Einkommensteuerbeschei-
de der Finanzverwaltung sind SVA-Vorschreibungen alles, 
nur nicht selbst erklärend. Im Gegenteil: Sie dem Klienten 
zu „übersetzen“ erfordert echten Expertenstatus.

Nicht nur wir finden diese Situation unbefriedigend
Bringt sie uns beträchtlichen Aufwand, und noch dazu oft 
schwer verrechenbaren Aufwand, so ist sie für die Mitarbei-
terInnen im Call Center der SVA der blanke Horror. Selbst 
wir rufen sie gelegentlich an und ersuchen um Aufklärung, 
da die Vorschreibungen selbst für den Fachmann nicht um-
standslos zu durchblicken sind. Aber im Rahmen des NÖ-
Sozialversicherungsstammtisches erfuhren wir von Seiten der 

Sozialversicherung, dass die Vielzahl der Anrufe von Versi-
cherten und die nicht seltene Ungehaltenheit der Anrufer 
das Call-Center-Team gelegentlich an den Rand ihrer nerv-
lichen und persönlichen Kapazität drängen.

„Muss das alles sein?“, fragte sich die ÖGWT
Sinn einer Vorschreibung ist es ja eigentlich, den Versicher-
ten eine nachvollziehbare Information über die zu zahlenden 
Beiträge zu geben. Wir haben deshalb die Initiative ergriffen 
und einen Vorschlag für neue, selbst erklärende Vorschrei-
bungen gemacht. – Offensichtlich zum richtigen Zeitpunkt, 
nämlich zeitnah zu geplanten EDV-Umstellungen in der 
SVA, die aufgrund einer Gesetzesänderung notwendig sind. 
Entsprechend groß war das Interesse und besonders gefreut 
hat uns die Teilnahme von Herrn Gen. Dir. Vlasich am NÖ-
Sozialversicherungsstammtisch am 27. Jänner 2010. In Be-
gleitung von Herrn Dr. Richter nahm er dankenswerterwei-
se die Gelegenheit wahr, unseren Vorschlag zu diskutieren, 
nahm ihn ausgesprochen positiv auf und stellte in Aussicht, 
dass er Grundlage für die geänderten Vorschreibungen sein 
wird.

Aufgrund des Entfalls der unterjährigen Beitragsnachfor-
derung (die Fälligkeit der vier Nachbelastungsraten bei der 
endgültigen Beitragsbemessung wird zugunsten der Versi-
cherten auf das Folgejahr verschoben), die mit 1. Jänner 2010 
wirksam wurde, sind zahlreiche EDV-Arbeiten notwendig, 
die Basis für eine transparentere Beitragsvorschreibung sein 
werden. So wird dann auch einem oft geäußerten Wunsch 
vieler Steuerberater, die Berechnungsgrundlage anzuführen, 
Rechnung getragen; darüber hinaus wird die Vorschreibung 
durch die erwähnte Gesetzesänderung einfacher und kalku-
lierbarer.

Wir haben die Vorschreibungen in folgende Struktur 
unterteilt und dafür Muster ausgearbeitet (siehe Kasten 
rechts).

Diese neue Transparenz soll unseren Klienten die Vor-
schreibung leichter verständlich machen, unsere Kanzleien 
entlasten und  auch die Situation im SVA Call Center spür-
bar entspannen. Freuen dürfen wir uns darüber hinaus auf 
eine voraussichtlich mit Beginn 2011 eingeführte vollständig 
neue SVA-Beitragsvorschreibung, die eine große Zahl unse-
rer Vorschläge enthalten wird. Echtes Win-Win – und ein 
schöner Erfolg Ihres Servicenetzwerkes.	 n

News aus der österreichischen Gesellschaft der Wirtschaftstreuhänder

Ein Erfolg Ihres Service-Netzwerkes
Service. Mehr Transparenz in der SVA-Beitragsvorschreibung

Vorläufige Beitragsvorschreibung für 200x 1)				  

Endgültige Beitragsvorschreibung für das Jahr 200x

	  
					     Euro
aufgrund Einkommensteuerbescheid 200x vom ...			 
Einkünfte aus selbständiger Arbeit			   20.000,00
Einkünfte aus Gewerbebetrieb			   5.000,00
Zurechnung/Abschläge:			 
+ vorgeschriebene GSVG Beiträge 200x (PV und KV)			   9.000,00
+/– Nachbelastung/Gutschriften Vorjahre			   1.000,00
– Veräußerungsgewinne			 
– Sanierungsgewinne			 
Vorläufige Beitragsgrundlage			   35.000,00
max. Höchstbeitragsgrundlage			   57.540,00
Differenzvorschreibung:			
abzügl. Beitragsungsgrundlage ASVG 			   -10.000,00
abzügl. Beitragsungsgrundlage BVA			 
Zwischensumme				    25.000,00
Aufwertungsfaktor 1,074			   26.850,00
Beitragsberechnung:			 
16,25 %	P ensionsversicherung			   4.363,13
7,65 %	 Krankenversicherung incl. KV Zusatzbeitrag			   2.054,03
1,53 %	 Selbständigenvorsorge			   410,81
Vorsorgekasse: ...			 
gesamt				    6.827,96
+ Unfallversicherung			   96,36
+ Kranken- und Taggeldversicherung		  0,00
+ Optionsbeitrag KV			   0,00
vorläufiger Beitrag für 200x		  6.924,32	
					   
fällig in 4 Teilbeträgen am 		 xxxx	 1.731,08
			   xxxx	 1.731,08
			   xxxx	 1.731,08
			   xxxx	 1.731,08
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Zur Autorin
Maria Kwasnitzka 
ist Landespräsi-
dentin in Nieder
österreich
office@astoria.at

Zum Autor
Dr. Stefan Stei-
ger ist Leiter 
des Krankenver-
sicherungsaus-
schusses in der 
KWT und Vortra-
gender
stefan.steiger@

elixa.atMag. Stefan Vlasich ist Generaldirektor der Sozial
versicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft

1) Die freiwillige Arbeits-
losenversicherung wird 
aufgrund der geringen 
Anzahl der Fälle nicht 
dargestellt.

	  
		  Pensionsversicherung	K rankenversicherung
		  Euro	 Euro
gemäß Einkommensteuerbescheid 200x vom ...		
Einkünfte aus selbständiger Arbeit	 60.000,00	 60.000,00
Einkünfte aus Gewerbebetrieb	 15.000,00	 15.000,00
Zurechnung/Abschläge:			 
+ vorgeschriebene GSVG Beiträge 200x (KV und PV)	 6.924,32	 6.924,32
+/– Nachbelastung/Gutschriften Vorjahre	 700,00	 700,00
– Veräußerungsgewinne		
– Sanierungsgewinne		
Beitragsgrundlage	 82.624,32	 82.624,32
max. Höchstbeitragsgrundlage	 57.540,00	 57.540,00
minus Differenzvorschreibung:			 
abzügl. Beitragsgrundlage ASVG 	 -10.000,00	 -10.000,00
abzügl. Beitragsgrundlage BVA		  0,00
Endgültige Beitragsgundlage	 47.540,00	 47.540,00
Beitragsberechnung:			 
16,25%	P ensionsversicherung	 7.725,25	
7,65%	 Krankenversicherung incl.		  3.636,81
	 KV Zusatzbeitrag		
gesamt		  11.362,06	  
+ Unfallversicherung	 96,36	
+ Selbständigenvorsorge wie vorgeschrieben 	 410,81	
Vorsorgekasse: ...			 
+ freiwillige Kranken- & Taggeldversicherung	 0,00	
+ Optionsbeitrag KV	 0,00	
endgültiger Beitrag für 200x	 11.869,23	
 - vorläufige Beitragsvorschreibung vom ....	 6.924,32	
Nachzahlung für 200x 1)	 4.944,91	

fällig in 4 Teilbeträgen am 	 xxxx	 1.236,23	
		  xxxx	 1.236,23	
		  xxxx	 1.236,23	
		  xxxx	 1.236,23	

1) Gutschriften 
werden bei der 
nächsten Vorschrei-
bung berücksichtigt. 
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zur autorin
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ist Bilanzbuch-
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kurzem für die 
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karner@f-e.at

Was bedeutet die EORI-Nummer?
Economic operators registration and indification number 
Wozu benötigt man eine EORI-Nummer? Sie dient als gemein-
schaftsweites Identifikationszeichen für den EU-weiten Zollbereich. 
Grundlage dafür ist die Verordnung Nr. 2913/92 i.d.F. der Verordnung 
Nr. 648/2008 und soll die Sicherheit der Wirtschaftsbeteiligten in 
Beziehung mit den Zollbehörden verstärken.
Wer muss sich registrieren lassen? Unternehmer bzw. Wirtschafts-
beteiligte, die ihren Sitz oder Wohnsitz im Zollgebiet der Gemein-
schaft haben und zollrelevante Tätigkeiten ausüben, die unter die 
Bestimmungen des Zollrechts fallen(z. B. als Importeur, Exporteur, 
Anmelder, Bewilligungsinhaber für ein Zollverfahren u. dgl.)

Wie kann man sich registrieren lassen? Der Antrag ist online auf 
der Homepage des BMF zu stellen: https://zoll.bmf.gv.at/eori
Einen Leitfaden dazu findet man unter: 
https://www.bmf.gv.at/Zoll/ezoll/Leitfaden_-_
EORI-Antragsverfahren_v_2.1.pdf

Wichtig ist, dass das online abgeschickte Formular an die von 
Ihnen angegebene E-Mail Adresse verschickt wird und dieses aus-
gedruckte, unterschriebene Formular nochmals an das zuständige 
Zollamt geschickt oder gefaxt werden muss! Der Erteilung der Num-
mer erfolgt dann per E-Mail und zusätzlich schriftlich, wobei mit einer 
Dauer von zumindest 10 Tagen zu rechnen ist. Also bitte unbedingt 
rechtzeitig anmelden!

EORI-Nummer
SErvice. Die EORI-Nummer wurde mit 1.7.2009 von der EU eingeführt und ist nach einer 
Übergangsfrist bis 31.12.2009 nun ab 1.1.2010 verpflichtend.

FLUGHAFEN WIEN lockt Businessreisende mit weniger Reisestress und mehr Service.

L ange Wege, unnötige Stehzeiten und aufwändige Sicherheitskontrol-
len gehören zu den am häu�gsten genannten Stressfaktoren bei ge-

schäftlichen Flugreisen. Mit den VIP & Business Services kann man  
diese am Wiener Flughafen auf ein Minimum reduzieren. 

Zum einen bietet der Flughafen Wien mit dem xpress_SERVICE im 
Priority Terminal ein besonderes Zeit-Spar-Konzept: Passagiere ersparen 
sich die üblichen Terminalwege und können noch bis spätestens 20  
Minuten vor dem Start der Maschine einchecken. Ob bis zum Ab�ug 
oder – nach Ankunft – bis zur Weiterreise in die Stadt, xpress_SERVICE 
Kunden müssen sich nicht mehr lange mit Check-in, Pass- und Sicher-
heitskontrollen aufhalten. 

Zum anderen erhalten Passagiere mit gehobenen Ansprüchen mit der 
Priority Club Gold und Priority Club Platin exklusive Jahresmitglied-
schaften. Egal wie oft man �iegt – im Priority Club erhalten die Gäste 
zahlreiche Annehmlichkeiten und Zusatzleistungen sowie die rasche Er-
ledigung aller Reiseformalitäten im Priority Terminal.

Vorteile:. Eintre�en im Priority Terminal spätestens 20 Minuten vor Ab�ug. Reservierter Parkplatz im Parkhaus 3, Ebene 0 für 36 Stunden. Check-in, Pass- und Sicherheitskontrolle im Priority Terminal. Individueller Transfer zum/vom Flugzeug
Bedingungen: . Nur Handgepäck. Anmeldung und Bekanntgabe der Flugdaten bis 24 Stunden vor Ab�ug

ZEIT-SPAR-KONZEPT. Check-in noch bis 20 Minuten vor Abflug.

Vorteile Priority Club GOLD:. Star Alliance Check-in und Gepäckhandling im Priority Terminal. Zutritt zur JET Lounge und AIR Lounge. Unbegrenztes Parken im Parkhaus 3, Ebene 0 – Priority Parking. Unbegrenzte Nutzung des City Airport Train (CAT) ab/bis Wien-Mitte. Limousinen-Service 10 x jährlich zum/vom Flughafen ab/bis Wien. 30% Rabatt xpress_SERVICE und classic_SERVICE sowie Salontarife
Bedingungen: . Eintre�en im Priority Terminal spätestens 1 Stunde vor Ab�ug. Anmeldung und Bekanntgabe der Flugdaten bis 24 Stunden vor Ab�ug

Wählen Sie die einzigartige Clubmitgliedschaft Priority Club PLATIN und 
genießen Sie exklusives Ambiente mit persönlicher Betreuung im Priority 
Terminal. Zu den Vorteilen des Priority Club GOLD erhalten Sie hier noch 
folgende Serviceleistungen zusätzlich.

Zusätzliche Vorteile im Priority Club PLATIN:. classic_SERVICE für Karteninhaber und max. eine Begleitperson. Check-in, Pass- und Sicherheitskontrolle im Priority Terminal 
   für alle Fluglinien. Gepäckhandling für alle Fluglinien . Individueller Transfer zum/vom Flugzeug 

EXKLUSIVES WOHLFÜHLEN. Die Jahresmitgliedschaften 
mit attraktiven Vorteilen.

NÄHERE INFOS 
Alessandra Jansky, MBA 
Marketing & Verkauf, VIP & Business Services
Flughafen Wien AG, 1300 Wien-Flughafen
Telefon: +43 1 7007 DW 23736
E-Mail: a.jansky@viennaairport.com
www.viennaairport.com/vip

VIP & Business Services sind unabhängig von Fluglinie, Buchungsklasse 
und Viel�iegerprogrammen und sowohl als Ab�ug- als auch Ankunftsser-
vice bis spätestens 24 Stunden vorher telefonisch, per E-Mail oder Online-
Buchungsformular (www.viennaairport.com/vip) buchbar. Die Ö�nungs-
zeiten sind täglich von 7:00 Uhr bis 22:30 Uhr. VIP Betreuungen 
übernehmen wir bei entsprechend rechtzeitiger Anmeldung auch außer-
halb der angeführten Ö�nungszeiten nach individueller Vereinbarung.

AD_VIE_PS_210x285.indd   2 04.02.2010   9:46:59 Uhr

Per 1.1.2010 gibt es einige Neuerungen bei der Zusam-
menfassenden Meldung:

}	Grundsätzliche ZM-Pflicht
}	Einbringungsfrist
}	Inhalt der Meldung
}	Zeitraum
}	Sanktionen bei verspäteter Abgabe

}	1. Grundsätzliche ZM-Pflicht. Die bisherige ZM enthielt 
innergemeinschaftliche Warenlieferungen.  Ab 1.1.2010 
müssen nun auch sonstige Leistungen, für die das Reverse 
Charge System gilt, in die ZM aufgenommen werden.
Es handelt sich hier um sonstige Leistungen, bei denen sich 
der Leistungsort danach richtet, wo der Leistungsempfänger, 
der Unternehmer ist, den Sitz seiner wirtschaftlichen Tätig-
keit hat. D.h. sonstige Leistungen, bei denen das Empfänger-
ortprinzip als Grundregel anzuwenden ist.
}	2. Einbringungsfrist. Die Frist zur Einreichung der Zu-
sammenfassenden Meldung wurde um ca. 2 Wochen ver-
kürzt: Ab 1.1.2010 hat die Einreichung bis zum Ablauf des 
jeweiligen Folgemonats zu erfolgen. Das heißt, die Frist zur 
Einreichung der UVA ist nunmehr ungleich der ZM. Es sind 
daher organisatorische Vorkehrungen im Rechnungswesen 
zu treffen.

}	3. Inhalt der Meldung. Der Inhalt der Meldung hat sich 
um die sonstigen Leistungen erweitert. Diese Angaben sind 
analog der innergemeinschaftlichen Lieferungen anzugeben: 
UID-Nummer (eines anderen Mitgliedsstaates, nicht Öster-
reich) eines jeden Leistungsempfängers und die Summe der 
Bemessungsgrundlagen.
}	4. Zeitraum. Der Zeitraum für die innergemeinschaft-
liche Lieferung bleibt das Rechnungsausstellungsdatum. Bei 
den sonstigen Leistungen gilt aber jener Zeitraum, in dem 
die Leistung ausgeführt wurde. Das heißt: Unabhängig von 
der Rechnungsausstellung ist der Leistungszeitraum ent-
scheidend!
}	5. Sanktionen bei verspäteter Abgabe. Die ZM ist eine 
Steuererklärung. Es kann daher bei verspäteter Einreichung 
ein Verspätungszuschlag gemäß § 135 BAO in Höhe von ein 
Prozent der Bemessungsgrundlagen verhängt werden, jedoch 
höchstens EUR 2.200,– Bei Nichteinreichung kann die Ab-
gabe durch die Festsetzung einer Zwangsstrafe gemäß § 111 
BAO (Höchstbetrag EUR 2.180,–) erzwungen werden.

Für die Meldezeiträume Jänner bis Juni 2010 ist laut 
Richtlinie des Bundesministeriums für Finanzen von Säum-
nisfolgen Abstand zu nehmen, wenn die elektronische Mel-
dung bis zum 15. des auf den Meldezeitraum  zweitfolgenden 
Monats erfolgt.	 n
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Zur Vorbereitung auf die 
schriftliche Steuerberaterprü-

fung werden von der Akademie 
der Wirtschaftstreuhänder eine 
Reihe von Kursen angeboten.

Diese gliedern sich im Wesent-
lichen in vier Gruppen:
1)	 Startpaket für Berufsanwärter
2)	 Fachkurse
3)	 Beispielkurse
4)	 Prüfungsvorbereitungskurse

Startpaket
Die im Rahmen des Startpaketes 
angebotenen Kurse sollen den 
Einstieg in die Berufsanwärterzeit 
erleichtern. Wichtige Grundlagen 
werden übersichtlich zusammen-
gefasst. Der Besuch dieser Kurse 
stellt sicherlich eine gute Grund-
lage für die folgenden Fachkurse 
dar. 

Fehlende Kenntnisse in gewissen Bereichen können so 
schnell aufgeholt werden. So wird zum Beispiel der Besuch 
des Kurses „Einführung in die BWL“ besonders für Absol-
venten der juristischen oder technischen Studienrichtungen 
empfohlen.

Fachkurse
Fachkurse beinhalten die theoretischen Grundlagen des je-
weiligen Fachgebietes und dauern in der Regel vier Tage, wo-
bei diese meist so gelegt werden, dass zwei Kurstage an einem 
Wochenende liegen.

Beispielkurse
Inhalt der Beispielkurse sind in erster Linie alte Klausurbei-
spiele, welche gemeinsam gerechnet werden. Im Zuge der 
Erarbeitung der Beispiele stehen die Vortragenden gerne für 

fachliche Fragen zur Verfügung. Neue Themen werden in 
der Regel nicht mehr behandelt, dies sollte Inhalt der Fach-
kurse sein.

Vom zeitlichen Ablauf her sollten Beispielkurse möglichst 
zeitnah zur schriftlichen Prüfung (im Laufe des letzten Be-
rufsanwärterjahres) absolviert werden. Es empfiehlt sich alle 
Beispielkurse spätestens am Beginn des Lernurlaubs besucht 
zu haben.

Prüfungstraining
Des Weiteren wird für die Vorbereitung auf die Klausur 
Abgabenrecht ein Prüfungstraining angeboten. Dieses wird 
meist unmittelbar vor einem Prüfungstermin angeboten. 
Hier sollen die Prüfungssituation simuliert und Lösungs-
techniken für Beispiele verbessert werden.

Der Besuch der angebotenen Kurse ist nicht Vorausset-
zung für die Zulassung zur Steuerberaterprüfung, jedoch 
empfehlenswert. Die Entscheidung, welche Kurse man be-
sucht und welche nicht bleibt jedem selbst überlassen.

Empfehlenswert ist es mit der Planung der doch zahl-
reichen Seminare früh zu beginnen, um noch genügend Zeit 
für den Besuch aller Kurse zu haben.	 n

zur autorin
Katharina Drexler 
ist Berufsan-
wärterin
katharina.drexler@

auditpartner.at

Besonders empfohlen
Berufsanwärter. Über die Vorbereitung auf die schriftliche 

Steuerberaterprüfung und zum Kursangebot an der Akademie der 
Wirtschaftstreuhänder. Von Katharina Drexler
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Eine immer wieder auftretende Beanstandung im Zuge von ex-
ternen Qualitätsprüfungen nach dem A-QSG ist der Versiche-

rungsschutz des Prüfungsbetriebs. Anlass, um sich näher mit den 
relevanten berufsrechtlichen Bestimmungen zu befassen.

Durch einen ausreichenden Versicherungsschutz sollen Geschä-
digte erlittene Schäden ersetzt bekommen, ohne von der finanzi-
ellen Lage des Berufsberechtigten abhängig zu sein. Gemäß § 11 
Abs. 1 WTBG sind diese verpflichtet, eine Vermögensschaden-
Haftpflichtversicherung abzuschließen, deren Versicherungssum-
me nach § 11 Abs. 3 WTBG für jeden einzelnen Versicherungsfall 
mindestens EUR 72.673,– betragen muss. Diese Grunddeckung 
wird durch den von der Kammer abgeschlossenen Excedenten-
Versicherungsvertrag für jedes Mitglied um das Neunfache erhöht, 
mindestens somit um EUR 654.056,–, sodass die Versicherungs-
summe insgesamt mind. EUR 726.729,– beträgt. Schließt man 
eine höhere Grunddeckung ab, erhöht sich auch die Versicherungs-
summe des Kammervertrages, maximal auf EUR 2.180.185,–. Zur 
optimalen Ausnützung dieser Haftungssumme sollte eine Grund-
deckung von EUR 242.243,– gewählt werden. Insgesamt kommt 
man so auf eine Gesamtdeckung von EUR 2.422.428,– je Scha-
densfall. So weit das kleine Einmaleins unseres Kammervertrages.

Nach § 88 Abs. 1 WTBG dürfen Berufsberechtigte Aufträge, 
die der Höhe nach im Deckungsumfang ihrer Vermögensschaden-
Haftpflichtversicherung nicht enthalten sind, nicht annehmen. Für 
Prüfungsbetriebe heißt das, dass sie geeignete Verfahrensvorschriften 
einführen müssen, die gewährleisten, dass ein Prüfungsauftrag nur 
angenommen wird, wenn vorher die ausreichende Versicherungs-
deckung festgestellt wurde. Allenfalls muss ein Prüfungsbetrieb vor 
der Annahme eines Prüfungsauftrags seinen Versicherungsschutz 
erhöhen, wenn die Deckungssummen nicht ausreichen.

Beispiel: Ein Prüfungsbetrieb hat die optimale Grunddeckung 
gewählt und kommt daher auf eine Versicherungssumme je Scha-
densfall von EUR 2.422.428,–. Er wird zum Abschlussprüfer einer 
großen Gesellschaft i.S. § 221 Abs. 3 UGB gewählt. Gemäß § 275 
Abs. 2 UGB beträgt die Haftungsobergrenze in diesem Fall EUR 4 
Mio. Es muss daher eine weitere Versicherung abgeschlossen wer-
den, die eine Schadenssumme von mehr als EUR 2.422.428,– bis 
insgesamt EUR 4 Mio. abdeckt.

Eine Besonderheit besteht darin, dass die vertragliche Versiche-
rungssumme nicht beliebig oft beansprucht werden kann, sondern 
pro Versicherungsjahr nur im vereinbarten Ausmaß, beispielsweise 
zwei Mal. So ist das auch im Kammvertrag geregelt. Heißt das nun, 
dass ein Prüfungsbetrieb, der jährlich fünf Prüfungen mit einer 
Haftungsobergrenze von EUR 4 Mio. durchführt, auf fünf Mal 

EUR 4 Mio. pro Jahr versichert sein muss? Und wie schließt er 
die Deckungslücke zwischen Grunddeckung und zweiter Versiche-
rung, zumal ja der Kammervertrag „dazwischen“ nur eine zweifache 
Jahreshöchstleistung vorsieht?

Grundsätzlich wird der notwendige Versicherungsschutz nicht 
so zu berechnen sein, weil bei der Bemessung des gesamten De
ckungsumfangs auch die „Schadensfrequenz“ berücksichtigt wer-
den darf. Glücklicherweise wird nicht jeder Auftrag zu einem 
Schadensfall. Es geht um die dem gesamten Haftungsportfolio an-
gemessene Festsetzung der Jahreshöchstleistung. Nun kann eine als 
angemessen empfundene Höchstleistung von EUR 24 Mio. aber 
auf verschiedene Weise erreicht werden, z.B. indem EUR 8 Mio. 
mit einem dreifachen Aggregat oder EUR 12 Mio. mit einem zwei-
fachen Aggregat versichert werden. Das hat einerseits Auswirkun-
gen auf die Prämie, andererseits aber auch Auswirkungen bei soge-
nannten Serienschäden.  Ein solcher liegt vor, wenn durch einen 
„Verstoß“ (= Fehler) mehrere Schäden ausgelöst werden, die dann 
wie ein Schaden zu behandeln sind. Klassischer Fall: Konzernab-
schlussprüfung. Ein Prüfungsfehler bei der Tochtergesellschaft 
wirkt sich auch bei der Muttergesellschaft aus. Da es sich um meh-
rere Prüfungsaufträge handelt, addieren sich die Haftungsgrenzen 
nach § 275 UGB. Versicherungstechnisch handelt es sich um einen 
einheitlichen Schaden, mit der Konsequenz, dass die – sonst ausrei-
chende – Haftungsobergrenze möglicherweise überschritten wird.

Es geht um ein vernünftiges Verhältnis zwischen dem Haf-
tungsrisiko pro Jahr und der Jahreshöchstleistung aus den Versi-
cherungsverträgen, wobei jeder Auftrag für sich dem Grunde und 
der Höhe nach gedeckt sein muss. Leider gibt es keine Faustregel, 
wie dieses Verhältnis auszusehen hat. Wer aber nicht einmal weiß, 
wie hoch sein jährliches Risiko ist, ist garantiert schlecht vorberei-
tet. Bleiben noch zwei Punkte: Erstens haben Versicherungsverträ-
ge einen zeitlichen Anwendungsbereich und Schäden werden oft 
erst Jahre nach dem „Verstoß“ bekannt. Wichtig ist daher beim 
Abschluss einer neuen Versicherung eine ausreichende Vordeckung 
bzw. Nachdeckung zu vereinbaren. Zweitens sollte in allen Fällen, 
in denen keine gesetzliche Haftungsbegrenzung vorgesehen ist, eine 
solche mit dem Klienten schriftlich vereinbart werden. Dann kön-
nen wir nur mehr hoffen, dass nichts passiert. 	 n

Ein Buch mit sieben Siegeln
Wirtschaftsprüfer. Angemessener Versicherungsschutz für 

Prüfungsbetriebe. Von Herbert Houf

Es geht um ein vernünftiges Verhältnis zwischen dem Haf-
tungsrisiko pro Jahr und der Jahreshöchstleistung aus den 
Versicherungsverträgen.

Des Weiteren wird für die Vorbereitung auf die Klausur  
Abgabenrecht ein Prüfungstraining angeboten. Diese wer-
den meist unmittelbar vor einem Prüfungstermin angeboten.

Zum Autor
Mag. Herbert 
Houf ist stv. 
Berufsgruppenob-
mann der Wirt-
schaftsprüfer und 
Qualitätsprüfer 
nach dem A-QSG
herbert.houf@houf.at

1/2010

is
to

c
k

p
h

o
to



Starkes 
Herz
FITNESS. Training 
nach Plan und Herz-
frequenz mit einer 
Pulsuhr von Polar.

Ständiges Sitzen und Stress machen 
krank, besonders Büroarbeiter wissen, dass sich 
Bewegung an einem normalen Arbeitstag auf ein 
paar Minuten beschränkt. Doch das Herz will 
arbeiten, und wer einmal den Plan gefasst hat, sich 
als Ausgleich zum ewigen Sitzen zu bewegen, der 
kann diesen Vorsatz mit einem Herzfrequenzmesser 
kontrolliert umsetzen: Die Pulsuhr FT60 von Polar 
(grau, pink) misst die Herzfrequenzvariabilität und 
zeigt die Fettverbrennung des Körpers an. Egal bei 
welcher Sportart und unabhängig vom angestrebten 
Trainingsziel – etwa Gewichtsreduktion, Stressab-
bau oder Steigerung der Fitness: Die Uhr speichert 
die persönlichen Trainingsdaten und gibt über 
www.polarpersonaltrainer.com den Trainingsfort-
schritt an. Preis: 199,95 Euro

Die Steuerreform 2009 hat zwar eine Steuerentlastung von 
über 3 Mrd. Euro gebracht, jedoch keine strukturellen 

Verbesserungen bzw. Vereinfachungen. Die derzeit explodie-
renden Budgetdefizite lassen substanzielle Steuerentlastungen in 
nächster Zeit als unwahrscheinlich erscheinen. Die Steuerpoli-
tik sollte sich vor allem auf ein Ziel konzentrieren, das zuletzt 
zu kurz gekommen ist, nämlich strukturelle Verbesserungen im 
Steuersystem, insbesondere Steuervereinfachungen! Eine Ver-
einfachung des Steuersystems würde den Steuerzahlern (insbe-
sondere den Unternehmen) und der öffentlichen Verwaltung 
Kosteneinsparungen bringen. Die Einsparungen der öffent-
lichen Hand könnten wiederum über Steuersenkungen an die 
Steuerzahler weitergegeben oder zumindest zur Budgetsanierung 
verwendet werden. In jedem Fall eine Win-Win-Situation!

Die „Vereinfachung des Steuersystems“ ist ein Dauerthema 
und eine Sisyphusarbeit: Jedes Regierungsprogramm der Zwei-
ten Republik hat dieses Ziel enthalten. 
Trotzdem ist das Steuersystem immer 
komplizierter geworden. Offensicht-
lich ist nichts komplizierter als die Ver-
einfachung des Steuersystems, wie es in 
einem bekannten Zitat heißt.

Der Fachsenat für Steuerrecht der 
Kammer der Wirtschaftstreuhänder 
wird 2010 zum „Jahr der Steuerver-
einfachung“ proklamieren. Einige Vor-
schläge zu einer substanziellen Vereinfachung des Steuersystems 
liegen bereits auf dem Tisch:
1) Integrierter Einkommensteuertarif: Die bisherigen Steu-
erreformen haben sich auf den Einkommensteuertarif konzen-
triert und die Belastung mit Sozialversicherungsbeiträgen aus-
geblendet. Betrachtet man aber die Gesamtbelastung, so zeigt 
sich, dass die Grenzbelastung aus Lohn- bzw. Einkommensteu-
er und SV-Beiträgen schon bei mittleren Einkommen durch 
den progressiven Steuertarif auf rd. 49% ansteigt, aber in der 
Folge durch den Wegfall der SV-Beiträge (über der Höchstbei-
tragsgrundlage) zunächst wieder auf rd. 38% sinkt und erst ab 
der höchsten Tarifstufe wieder auf rd. 43,7% (Spitzensteuersatz 
mit Sechstelbegünstigung) ansteigt. Dieser unsoziale und dem 
Leistungsfähigkeitsprinzip widersprechende Belastungsverlauf 
könnte vermieden werden, indem die SV-Belastung in den Ein-
kommensteuertarif zu einem sozial gerechten Gesamttarif aus 
Lohn- bzw. Einkommensteuer sowie SV-Beiträgen integriert 
wird. Ein solcher „integrierter Tarif“ mit Freibetrag würde 

bei gleichzeitiger Vereinheitlichung der Basis von Lohn- bzw. 
Einkommensteuer und SV-Beiträgen eine extrem einfache und 
transparente Berechnung der Gesamtbelastung ermöglichen. 
2) Einheitliche Arbeitgeberabgabe: Als Ergänzung zum in-
tegrierten Tarif bietet sich eine Zusammenfassung sämtlicher 
vom Arbeitgeber zu leistenden lohnsummenabhängigen Ab-
gaben zu einer einheitlichen Arbeitgeberabgabe (in Form eines 
bestimmten Prozentsatzes der Lohnsumme) an. 
3) Finanzämter als Einhebungsbehörde für alle Abgaben: 
Aus dem integrierten Tarif und einer einheitlichen Arbeitgeber
abgabe ergibt sich als weiterer Reformschritt eine Zusammen-
führung sämtlicher Aktivitäten der Abgabeneinhebung (ein-
schließlich Landes- und Gemeindeabgaben sowie SV-Beiträge) 
bei einer einzigen Einhebungsbehörde, sinnvollerweise bei den 
Finanzämtern. Der Unternehmer führt sämtliche Abgaben an 
das Finanzamt ab, die Aufteilung auf die einzelnen Rechtsträger 

erfolgt intern durch die Finanzverwal-
tung. Damit könnten bei allen Ge-
bietskörperschaften und SV-Trägern 
substanzielle Verwaltungskostenein-
sparungen erzielt werden. Aus einer 
einheitlichen Abfuhr aller genannten 
Abgaben an die Finanzbehörde ergibt 
sich als weiterer Vereinfachungsschritt 
eine Vereinheitlichung des Verfah-
rensrechts, des Berufungsverfahrens 

und des Finanzstrafrechts für sämtliche Bundes-, Landes- und 
Gemeindeabgaben einschließlich SV-Beiträge. 
4) Neues EStG und KStG: Beide Gesetze stammen aus dem 
Jahr 1988 und sind über 20 Jahre alt. Im Rahmen einer Neuko-
difizierung könnten zahlreiche Vereinfachungen vorgenommen 
werden, wie z.B. Durchforstung der bestehenden Steuerbegüns
tigungen und Sonderregelungen (wobei durch Abschaffung von 
Steuerbegünstigungen ev. auch ein Finanzierungsvolumen für 
eine Abgabenentlastung gewonnen werden könnte), Reduzie-
rung der derzeit sieben Einkunftsarten im EStG (insbesonde-
re Zusammenführung der drei betrieblichen Einkunftsarten), 
Entrümpelung überholter Übergangsbestimmungen (z.B.  
§ 124b EStG mit insgesamt 166 Übergangsbestimmungen) etc.
Die Finanz- und Wirtschaftskrise und die leeren öffentlichen 
Kassen bieten derzeit die Chance für substanzielle Reform-
schritte im Bereich der öffentlichen Verwaltung im Allgemei-
nen und des Abgabenrechts und der Abgabenverwaltung im 
Besonderen. Diese Chance sollten wir unbedingt nutzen!       n

Zum Autor
Karl E. Bruckner 
ist Vorsitzender 
des Fachsenats 
für Steuerrecht
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Steuer-Vereinfachungs-
Reform 

Karl E. Bruckner über strukturelle Verbesserungen für das Steuersystem.
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Neue produkte, Services und Trends. Von Karin Pollack

Offensichtlich ist nichts kom-
plizierter als die Vereinfachung 
des Steuersystems. Der Fach-
senat für Steuerrecht der KWT 
wird 2010 zum „Jahr der Steu-
ervereinfachung“ proklamieren.

Gestärkter Rücken
CHEFSESSEL. Bürostuhl B-Run von Bene 
macht Sitzen individuell und dynamisch. 

Kein Mensch gleicht dem anderen und deshalb sollte ein 
Sessel, auf dem Büroarbeiter fünf Tage pro Woche, oft 
zehn Stunden am Tag sitzen, optimal auf die individuellen 
Bedürfnisse eingestellt werden. Der österreichische Büro-

möbelhersteller Bene hat den Designer Justus Kohlberg 
beauftragt, einen in jeder Hinsicht flexiblen Drehstuhl 
zu entwerfen. B-Run heißt das Ergebnis. Das Rückenteil 
ist in den Ausführungen Netz, Polster oder Membran 
erhältlich, es gibt eine eigene Lordosestütze, die mit der 
Krümmung des Rückens harmoniert, eine Sitzneige- und 
Sitztiefenverstellung und fünf verschiedene Armlehnen: 

Insgesamt soll sich aus all diesen Elementen ein dyna-
misches Sitzen einstellen, gut, wenn das im relativ sta-
tischen Büroalltag auch gelingt. Preis: ab 310 Euro.

Scharfe Augen
MOBILTELEFON. Sony Ericssons neues Handy 
Vivaz filmt immer und überall.

Dass Handys telefonieren können, ist ein alter Hut und wird 
eigentlich gar nicht mehr erwähnt. Wichtig ist, was die Geräte 
sonst noch alles können. Eben lanciert Sony Ericsson das neue 
Gerät Vivazmobile, ein Handy, das wirklich gut sehen kann. 
Ausgestattet mit einer 8,1 Megapixelkamera kann das Mobil-
telefon zur richtigen Kamera werden. Dabei liegt es gut in der 
Hand und ist – und das ist wichtig – schick. Vivaz wird es im 
Laufe des ersten Quartals in den Farben Moon Silver, Cosmic 
Black, Galaxy Blue oder Venus Ruby geben. Preis: 479 Euro.

Eiserne Nerven
AUSSTATTUNG. Tee statt Kaffee – ein Wasser-
kocher von DeLonghi macht den Anfang.

Kaffee trinken kann ein Laster werden, vor allem in Büros.  
Er macht wach, und wer den ganzen Tag am Schreibtisch ver-
bringt, kann ohne diesen Kick schon gar nicht mehr denken. 
Gesundheitsapostel raten zu Tee, vor allem grünen Tee. Der 
macht noch viel wacher, ist schonend für den Magen und auch sonst 
reich an Antioxidantien. Einziger Nachteil: Das ständige Wasserkochen und -auf-
gießen. Ein Wasserkocher etwa von DeLonghi (schwarz, blau, weiß) erleichtert die 
Übung. Gut, wenn er auch formschön ist, denn dann kann das heiße Wasser (1,7 
Liter) gleich auch am Besprechungstisch stehen. Preis: 69,99 Euro.

Lockeres 
Handgelenk
ERGONOMISCH. Mouse Pad von  
Trust entlastet Gelenk.

Listen über Listen, Websites, Datenfiles: Wer 
sich durch die virtuellen Dokumente am Com-
puter arbeitet, navigiert mit der Maus. Wenn die 
Arbeit über Stunden andauert, verspannen sich 
die Muskeln und mit der Zeit wirkt sich das auf 
die Gelenke aus. Eine Verbesserung für diese Art 
der Arbeit ist ein ergonomisch geformtes Mouse 
Pad wie das von Trust. Es bringt Maus und Hand 
in eine schiefe Ebene, hat eine weiche und damit 
ein wenig elastische Oberfläche, auf der die Maus 
schnell reagiert. Als Zuckerl gibt es auch USB-
Stecker am Mouse Pad etwa um einen iPod anzu-
schließen. Das Pad funktioniert nur mit PCs unter 
Windows 7. Preis: 13,99 Euro.
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halter zum Bilanzbuchhalter 
umsteigen? Wie sieht die Aus-

bildung zum Bilanzbuchhalter 
aus? Was sind die Unterschiede 

zwischen der Mitgliedschaft bei den 
jeweiligen Kammern? Was sind die 
Grundlagen der Sozialversicherung?

Effenberg/Portele/Portele,  
Das Bilanzbuchhaltungsgesetz, 
MANZ 2009. XII, 232 Seiten. Br.  
Eur 46,–. ISBN 978-3-214-05931-6

Gesamtwerk UGB 
3  �4. Auflage

Die 4. Auflage des renommierten 
Kommentars – erstmals auf Basis 
des UGB: Bewährtes Know-how 
durch Herausgeber und Autoren. 
Detaillierte Kommentierung der 
§§ 1–188 und 343–454 UGB auf 
dem aktuellen Stand (zuletzt URÄG 
2008). Die wichtigsten Nebengesetze 
kommentiert (FBG, MaklerG, ECG, 
LFG, EBG), Abdruck wesentlicher 
Bestimmungen des deutschen HGB. 
Aktuelle Literatur und Judikatur. Das 
Gesamtwerk wird in zwei Lieferun-
gen ausgegeben. Die zweite Grund-
lieferung erscheint im Frühjahr 2010 
und ist für dann bestehende Käufer 
des Kommentars kostenlos.

Straube, Kommentar zum UGB. 
Faszikelwerk in hochwertigen 
Leinenmappen. Gesamtwerk ca 
2.000 Seiten. Komplettpreis EUR 
368,–. ISBN 978-3-214-15577-3
Im Abonnement zur Fortsetzung 
vorgemerkt. Subskriptionspreis bis 
31.12.2009: EUR 298,–

Bilanzrecht
4  �Einzelabschluss

In diesem Bilanzrecht-Kommentar 
werden nicht nur die Vorschriften für 
den unternehmensrechtlichen Ein-
zelabschluss kommentiert, sondern 
es werden diesen auch die Gewin-
nermittlungs- und Offenlegungsvor-
schriften der IFRS gegenübergestellt. 
Wo es sinnvoll erscheint, werden 
außerdem die steuerrechtlichen 
Gewinnermittlungsregeln erläu-
tert. Der vorliegende Kommentar 
beschränkt sich auf jene Bestimmun-
gen des ersten, zweiten und vierten 
Abschnittes des Dritten Buches des 
Unternehmensgesetzbuches (UGB), 
die für Aufstellung und Offenlegung 
des Einzelabschlusses maßgeblich 
sind. Im Anschluss an die Kommen-
tierung jedes Paragraphen werden 
die wesentlichen Unterschiede zur 
Vorgehensweise nach IFRS und nach 
österreichischem Ertragssteuerrecht 
kurz erläutert. Demnach enthält die-
ser Kommentar auch Darstellungen 
internationaler Rechnungslegungsvor-
schriften, im Gegensatz zu anderen, 
bereits bestehenden Kommentaren, 
die über die reine Kommentierung 
des UGB bisher nicht hinausgingen. 
Kommentatoren dieses Werkes sind 
Experten aus Wissenschaft und Pra-
xis, um die Ausgewogenheit zwischen 
Theorie und Benutzerfreundlichkeit 
herzustellen. 

Hirschler (Hrsg.), Bilanzrecht 
Kommentar, Linde Verlag 1. Auflage 
2009, 1.184 Seiten, Leinen, EUR 
198,–. ISBN 978-3-7073-0559-3

Personengesell-
schaften  
1  �Muster-gültig!
 
Der neue Band 4 zu Personengesell-
schaften und sonstige Gesellschaften
enthält kommentierte Vertragsmuster  
und eine CD-ROM. DIE Muster-
sammlung des Unternehmens- und 
Wirtschaftsrechts jetzt vollständig! 
Der vorliegende Band enthält: Muster 
von OG, KG und Vereinen bis hin 
zu Stillen Gesellschaften, Stiftungen 
und Konzernen, ergänzt durch Muster 
einzelner Spezialgebiete dieser Gesell-
schaftsformen: wie Joint Venture-, 
ARGE- und Syndikatsverträgen bei 
der Gesellschaft bürgerlichen Rechts.

Nowotny/Winkler (Hrsg), 
Wiener Vertragshandbuch 
Personen- und sonstige Gesell-
schaften, MANZ 2009. XIV,  
696 Seiten. Band 4 + CD-ROM, 
geb. EUR 168,–.  
ISBN 978-3-214-00575-7
Paket Band 1 bis Band 4
EUR 620,–. ISBN 978-3-214-00567-2

Leitfaden  
2  Für Beruf und Ausbildung

Die bisher getrennten Berufe des Ge-
werblichen Buchhalters und des Selb-
ständigen Buchhalters bilden nun den 
neuen Beruf des Bilanzbuchhalters. 
Der vorliegende Leitfaden beantwor-
tet ausführlich und verständlich alle 
Fragen zum Berufsrecht der Bilanz-
buchhalter: Was sind die Befugnisse 
des Bilanzbuchhalters? Muss ich als 
Gewerblicher oder Selbständiger Buch-

Buchneuerscheinungen und aktuelle Fachliteratur für den täglichen Gebrauch

3

4

1

2
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Aus der Praxis 
für die Praxis
Den Nutzen von Wirtschaftsmediation
anhand von Fallbeispielen erkennen.

21
dargestellte 

Fälle

2010. Br. VIII, 96 Seiten.
Br. EUR 22,–
ISBN 978-3-214-00543-6

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at
Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at
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Mut zur Konfliktbearbeitung
Mediation. Über die Wichtigkeit und den Sinn von Wirtschaftsmediation.

Von Michael Kowarik

In dem neu erschienenen Buch „Wege zur Kooperation“ wird 
in anschaulicher Weise in 21 Fallbeispielen die Bandbreite 

möglichen Einsatzes von Wirtschaftsmediation beschrieben. 
Anfangs skeptisch beäugt, vielfach belächelt, gehegt und ge-
pflegt von jenen Überzeugten, die sich an die Ausbildung ge-
wagt hatten, hat diese Form der Konfliktbearbeitung nun ei-
nen wichtigen Platz im Wirtschaftsleben gefunden. Auch am 
Eingang von Mediation in den Schulen und im universitären 
Bereich ist der gesellschaftliche Stellenwert abzulesen. Übrigens 
können nun auch letzte Skeptiker überzeugt werden: Die Wir-
kung lässt sich durch jüngste neurobiologische Forschungen 
eindeutig wissenschaftlich nachweisen.

Warum sollte man also nicht im eigenen 
Umfeld Mediation einsetzten?
Vor kurzem erzählte mir in der Pause einer Fortbildungsveran-
staltung eine engagierte Kollegin ihr persönliches Problem mit 
einem Klienten. Die Gesellschafter streiten untereinander und 
haben nunmehr auch sie durch Schuldzuweisungen, die nichts 
mit ihrer fachlichen Arbeit zu tun haben, in den Konflikt hi-
neingezerrt. „Womit habe ich mir das verdient, ich kenne diese 

Klienten lange, habe ein gutes Verhältnis zu ihnen gehabt, ver-
suche seit langem in diesem Konflikt auszugleichen, noch dazu 
kostenlos, und nun passiert mir das.“ 

Das Problem dieser netten Kollegin ist symptomatisch für 
unseren Berufsstand. Üblicherweise haben wir zu unseren Kli-
enten eine langjährige Beziehung, die im Sinne des Clienting 
natürlich auch gepflegt wird. Man erwartet von uns mit 
Recht Antworten und Lösungen zu Problemstellungen. Wir 

bemühen uns diese auch liefern zu können. Doch gerade in 
dieser Art von Beziehung lauert auch potenzielle Gefahr. Die 
Art von Beratung, die beispielsweise bei Steuerminimierung 
angewendet werden muss, ist nicht das geeignete Mittel, bei 
Gesellschafterkonflikten oder ähnlichem zu agieren. Natürlich 
würden die Klienten auch gerne mit emotionsgeladenen Kon-
flikten kommen und so wie bei steuerrechtlichen Problemen 
uns nach Lösungen suchen und damit auch  die Verantwor-
tung tragen lassen. Falls man dieser Verführung erliegt, begibt 
man sich auf glattes Parkett. Entsprechen die von uns vorge-
schlagenen Lösungen nämlich nicht den Erwartungen einer 
der Konfliktparteien, halten wir in seinen Augen zur anderen 
und wir sind sofort Bestandteil des Konfliktsystems. Genau 
das ist dieser Kollegin passiert.

Welche Möglichkeit haben wir in solchen Situationen? 
Schließlich wollen wir doch bestehende Klienten erhalten, wo-
möglich deren Zufriedenheit steigern, gleichzeitig unsere Kom-
petenz zeigen, aber unsere eigene Lebensqualität nicht aus den 
Augen verlieren. Wir wollen also eine ganze Menge. Die Ant-
wort lautet – Delegation an einen Wirtschaftsmediator.

Wirtschaftstreuhandkanzleien haben einen „Haus“-Notar, 
einen „Haus-Rechtsanwalt, einen „Haus“-Umgründer, warum 
nicht auch einen „Haus“-Mediator.

Der Rat zur Mediation bringt den Klienten selbstbestimmte 
maßgeschneiderte Win-Win Lösungen, Akzeptanz der Verein-
barung, Zeitersparnis und Kostenersparnis nicht zuletzt auch 
der versteckten Reibungskosten. 

So gut der Rat zur Mediation auch ist, so anspruchsvoll ist 
er auch. Er besteht nicht nur darin den Namen eines Wirt-
schaftsmediators zu nennen, er setzt auch voraus, sich mit den  
Klienten außerhalb der eigentlichen Konfliktthematik auf der 
sogenannten Metaebene  auseinanderzusetzen und zu erörtern 
welche Auswirkungen der momentane Konflikt hat, welche 
Kosten er verursacht und welche Gefahren er für das Unterneh-
men und für die Menschen birgt. So schaffen Sie die Vorausset-
zung für die eigentliche Mediation und haben sich gleichzeitig 
Ihren Klienten als kompetenter Problemlöser präsentiert, ohne 
in den eigentlichen Konflikt involviert worden zu sein. 

Ja, ein bisschen Mut zur Wirtschaftsmediation ist notwen-
dig, im Bedarfsfall unterstützen Sie aber die KollegInnen mit 
Mediationsausbildung abrufbar auf  www.gwm.or.at gerne 
schnell und unbürokratisch.	 n

Buchtipp: Wege zur Kooperation, Kammer der  
Wirtschaftstreuhänder (Hrsg.), Manz Verlag

Zum Autor
Michael Kowarik 
ist Steuerberater 
und Wirtschafts-
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Schwerpunkte
}	Wann ist eine GmbH nach der Steuerreform 2009 sinnvoll?
}	Steuerliche Vorteilhaftigkeitsberechnung 
}	Optimale Höhe des Geschäftsführerbezuges
}	Wichtige Vertragspunkte in Gesellschafterverträgen
}	Welche Haftung trifft den Geschäftsführer?
}	Steuerrechtliche KÖSt und USt/Gesellschaftsrechtliche Aspekte bei 

der Gründung
}	Welche gesetzliche Pflichten hat der GmbH-Geschäftsführer?
}	Kapitalerhaltungserfordernisse bei der GmbH 
}	Sonderfragen im Zusammenhang mit Unternehmenskrise und Insol-

venz
}	Privatvermögen der GmbH – Gefahr oder Gestaltungsmöglichkeit?
}	Einlagen, Nutzungseinlagen, Einlagenrückzahlungen
}	Gewinnausschüttungen offene, verdeckte, alineare
}	Rechtsgeschäfte zwischen Gesellschaft und Gesellschafter
}	Außerbetriebliches Vermögen einer GmbH
}	Befreiung für Beteiligungserträge und internationale Schachtelbeteili-

gungen
}	Zwischenschaltung einer GmbH – aktueller Stand
}	Ausgewählte Judikatur 
}	Sozialversicherung und Lohnnebenkosten
 

SEMINARORT
Hotel Jagdhof, 5322 Hof bei Salzburg
Tel: 06229/2372-0, Fax 06229/2372-2531
Email: claudia.stromberger@schlossfuschlresort.at
 
SEMINARBEITRAG
WT	 Euro 300,- netto
ÖGWT WT	 Euro 250,- netto
Berufsanwärter	 Euro 200,- netto
ÖGWT SBH/BA 	 Euro 150,- netto
einschließlich Unterlagen, Mittagessen, Abendprogramm und Kaffeepausen.

DETAILS UND ANMELDUNGEN 
Bitte reservieren Sie Ihren Platz jetzt schon und sparen Sie 10%. 
Für Fragen wenden Sie sich bitte an Frau Mag. Sabine Kosterski, 
Tel.: 0664/12 77 955, email: sabine.kosterski@scriba.at. Anmeldungen 
bitte unter www.oegwt.at oder per Email service@oegwt.at oder per 
Fax 01/315 45 45-33. 

	
www.oegwt.at

ÖGWT-FACHTAGUNG    
GESELLSCHAFT MIT 
BESCHRÄNKTER HAFTUNG 
Alle Rechtsgebiete zu einem Thema Gesellschaftsrecht, 
Körperschaftsteuer, Umsatzsteuer, Sozialversicherung 
mit umfangreicher Judikate – Zweifels- und Spezialfragen

17. – 18. Juni 2010
Hof bei Salzburg
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Früh-
bucher-
bonus 

bis 17. MAI 2010

10%



Referenten
WP/StB Dr. Klaus Wiedermann (Rechtsformvergleiche) 
STB Dr. Stefan Steiger (Sozialversicherung)
Univ.-Prof. Dr. Christian Novotny (Gesellschaftsrecht)
Mag. Christoph Schlager (BMF)
WP/STB Dr. Manfred Wagner (Einkommensteuer)
WP/STB Mag. Michaela Christiner (Umgründungen)

Programmausschnitte
Donnerstag, 4. März 2010 – Rechtsformvergleiche, 
Sozialversicherung, Gesellschaftsrecht
}	 Tarifvergleich- und Belastungsvergleich nach Rechtsformen,  

Höhe des GF-Bezuges
}	 Leistungsvergleich ASVG – GSVG, GSVG-Pflicht für Kommanditisten 

& atypisch Stille
}	 Gesellschaftsrechtlich: Personengesellschaften vs. Kapitalgesellschaft  
}	 Wann haften Geschäftsführer und Gesellschafter persönlich?
}	 Wie sieht die Haftung bei Unternehmensnachfolge aus?
}	 Kapitalerhaltungsgrundsätze, Laufende Entnahmen/Vergütungen

Freitag, 5. März 2010 – Spezialfragen zu Personen- und
Kapitalgesellschaften, Umgründungen
}	 Einkommensteuer: Worauf ist beim Ausscheiden eines Gesellschaf-

ters zu achten?
}	 Sonderbetriebsvermögen, GmbH & Co KG u.a.

}	 Körperschaftsteuer: Leistungsbeziehungen zwischen Gesellschaft 
und Gesellschafter, Beteiligungserträge im In- und Outbound-Fall 
(§§ 10 und 21 neu) 

}	 Welche Gestaltungsüberlegungen ergeben sich?
}	 Voraussetzungen für die möglichen Umgründungen
}	 Fallen bei ausgewählten Umgründungsfällen

SEMINARORT
Schloss Pichlarn, ***** Sterne Hotel, 8952 Irdning, Steiermark
Zimmer: Tel: 03682/22 841-0, reservierung@pichlarn.at 
oder www.oegwt.at  

SEMINARBEITRAG
Standard, WP/StB/Bibu/SBH	 EUR 290,- (ÖGWT 230,-) netto
Berufsanwärter	 EUR 190,- (ÖGWT 150.-) netto
einschließlich Unterlagen, Mittagessen und Kaffeepausen.

DETAILS UND ANMELDUNGEN 
Informationen: Mag. Sabine Kosterski, Tel.: 0664/12 77 955, 
E-Mail: service@oegwt.at oder www.oegwt.at

	
	 www.oegwt.at

ÖGWT-INTENSIVSEMINAR    
DIE RICHTIGE RECHTSFORM FÜR IHRE 
KLIENTEN – ZWEIFELS- und SPEZIALFRAGEN 
ZU DEN RECHTSFORMEN
4. – 5. März 2010 in Irdning
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Aktuelle Veranstaltungen der ÖGWT

22. Februar 2010 | WIEN | 18.30	

KARRIERETALK  
JUNGE ÖGWT – Networking
Zielgruppe: Junge KollegInnen
Ort: 1010 Wien, Bank Austria, Renngasse 2
Information: Mag. Sabine Kosterski, Tel. 0664/12 77 955
service@oegwt.at

1. März 2010 | WIEN | 18.00	

PODIUMSDISKUSSION UFS 
ÖGWT-ABEND | Zielgruppe: WirtschaftstreuhänderInnen
Referentin: Dr. Daniela Moser, UFS-Präsidentin 
Information: Mag. Sabine Kosterski
Tel. 0664/12 77 955, service@oegwt.at

2. März 2010 | WIEN | 13.00	

PRÄSENTATIONSTRAINING  
ÖGWT-Tagung  | Zielgruppe: alle KollegInnen
Ort: 1010 Wien, Manz Verlag, Johannesgasse 23
Information: Mag. Sabine Kosterski, Tel. 0664/12 77 955
service@oegwt.at
	  

04. – 05. März 2010 | IRDNING/STMK.  	

RECHTSFORMEN
Steuerrecht, Sozialversicherung und Recht
ÖGWT-INTENSIVSEMINAR, Beginn: 13.00 Uhr
Zielgruppe: SteuerberaterInnen
Ort: 8952 Irdning/Steiermark, Schloss Pichlarn, Lindestrasse 1
Information: Mag. Sabine Kosterski, Tel. 0664/12 77 955
service@oegwt.at

09. März 2010 | WIEN | 18.30			 

AKTUELLE ENTWICKLUNGEN IN 
DER WIRTSCHAFTSPRÜFUNG
WP-COUNTDOWN | Zielgruppe: WirtschaftsprüferInnen
Ort:  1020 Wien, Raiffeisenlandesbank, 
Information: Mag. Herbert Houf
Tel. 01/269 83 71, herbert.houf@oegwt.at

09. März 2010 | WIEN | 18.30			 

ÖGWT – Serviceclub
Zielgruppe: SteuerberaterInnen
Ort:  1010 Wien, Erste Bank, Petersplatz 7 
Information: Mag. Manfred Wildgatsch
Tel. 01/2781295, service@oegwt.at

10. März 2010 | SALZBURG | 19.30		

SALZBURGER BERUFSANWÄRTERCLUB
Zielgruppe: Berufsanwärter und junge Steuerberater
Ort:  5020 Salzburg, Andreas Hofer, Steingasse 65 
Information: Mag. Ursula Strobl, u.strobl@aon.at

17. und 18. März 2010 | Wien | 8.30 – 16.15

SEMINRAROBERLAA
BILANZEN UND STEUERERKLÄRUNGEN 2009
STEUERTIPPS 2010
ÖGWT-MITARBEITERSCHULUNG
Ort: 1220 Wien, Bruno-Kreisky Platz 1, Austria Center
Information: Mag. Michaela Kern, Tel. 01/713 94 77
m.kern@eco-consult.co.at
Kommen Sie wahlweise an einem der beiden Tage

23. März 2010 | PÖRTSCHACH | 9.00 –17.00

BILANZEN UND STEUER-
ERKLÄRUNGEN 2009, STEUERTIPPS 2010 
ÖGWT-MITARBEITERSCHULUNG (SeminarOberlaa)
Ort: 9210 Pörtschach, Kongresscenter Wörthersee, Hauptstr.203
Information: Mag Peter Katschnig, Tel. 0463/512 788-0
	  

23. März 2010 | LINZ | 8.30 – 16.15

BILANZEN UND STEUER-
ERKLÄRUNGEN 2009, STEUERTIPPS 2010 
ÖGWT-MITARBEITERSCHULUNG (SeminarOberlaa)
Ort: 4020 Linz, Design Center Linz, Europaplatz 1
Information: Kerstin Mayr, Tel. 0732/6938-2306	  
	  

25. März 2010 | SALZBURG | 8.30 – 16.15	  

BILANZEN UND STEUERER-
KLÄRUNGEN 2009, STEUERTIPPS 2010 
ÖGWT-Mitarbeiterschulung Salzburg
Ort: 6020 Salzburg, Congreßcenter, 
Auerspergstr. 2 (Achtung Neu!)
Information: Dr. Johannes Pira, Tel. 0662/630036
	  

25. März 2010 | GRAZ | 9.00 – 17.00	

BILANZEN UND STEUER-
ERKLÄRUNGEN 2009, STEUERTIPPS 2010  
ÖGWT-MITARBEITERSCHULUNG STEIERMARK
Ort:  8010 Graz, Messeplatz 1, Messecenter- Stadthalle OG, 
Tagungszentrum Süd
Information: Dr. Karl Wascher, Tel. 0316/32204423
	  

8. April 2010 | TIROL | 9.00 – 17.00 

BILANZEN UND STEUER-
ERKLÄRUNGEN 2009, STEUERTIPPS 2010 
ÖGWT-BILANZIERUNGSSEMINAR
Ort: 5020 Innsbruck, Congreßcenter
Information: Mag. Josef Sporer, Tel. 0512/5200100
	  

27. April 2010 | WIEN | 9.00 – 18.00	 

UPDATE VERFAHRENSRECHT UND 
FINANZSTRAFRECHT
BAO, AVOG 2010, FinStrG, Betriebsprüfung Neu
ÖGWT-KOLLEGENINFOSEMINAR
Ort: 1220 Wien, Bruno-Kreisky Platz 1, Austria Center
Information: Mag. Eva Pernt, Tel. 01/3100013
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